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Sportrecht in Deutschland und Brasilien 
 

Bericht von der XXV. Jahrestagung der  
Deutsch-Brasilianischen Juristenvereinigung e.V. 

in Gelsenkirchen 
 

Felix Krumbein*  
 
 
 
 
I. Vorbemerkung 
 
Die   jährliche Tagung der DBJV 
fand im Jahr 2006 vom 23. bis zum 
26. November in der VELTINS-
Arena in Gelsenkirchen statt.  Mit 
den Konferenzräumen „Schalker 
Markt“ in der VELTINS-Arena war 
ein Umfeld gefunden worden, wel-
ches dem Thema dieser Jahresta-
gung gerecht wurde.  Hier referier-
ten und diskutierten die Teilnehmer 
der Tagung zwei Tage lang zu dem 
breiten Thema „Sportrecht in 
Deutschland und Brasilien“. 
 
 
II. Vorträge 
 
1. Eröffnung durch Dr. Jan 

Curschmann 
 
Die Tagung wurde durch den Prä-
sidenten der DBJV, Herrn Dr. Jan 
Curschmann, eröffnet. In seinem 
Begrüßungswort  an die Teilneh-
mer der Tagung wies er darauf 
hin, dass es sich bereits um die 
                                                 
 *

Felix Krumbein ist Partner der Rechtsanwalts-
sozietät Krumbein & Näther in Bonn. Er ist Fach-
anwalt für Familienrecht und Spezialist für Interna-
tionales Familienrecht. 
 

25. Tagung im 24. Jahr des Beste-
hens der Deutsch-Brasilianischen 
Juristenvereinigung handelt.  
 
 
2. Karl Goerdeler, Rio de Janei-

ro: Brasilien und der Ball 
 
Auf informative und dennoch un-
terhaltsame Weise brachte Karl 
Goerdeler, Journalist mit Wohnsitz  
in Rio de Janeiro, den Teilnehmern 
der Tagung das Wesen der brasilia-
nischen Fußballbegeisterung näher.  
Mit einer Reise durch die brasilia-
nische Fußballgeschichte, angefan-
gen 1863 über die erste Regelauf-
zeichnung, über die Gründung der 
FIFA im Jahr 1904, erläuterte Karl  
Goedeler anschaulich, wie der Fuß-
ball im Jahr 1894 über englische 
Eisenbahnarbeiter nach Brasilien 
kam. Die Folge dieses „Imports“ ist  
hinreichend bekannt; nur wenige 
Jahre später wurden die ersten Fuß-
ballclubs wie Vasco, Flamengo und 
weitere zwei Jahre später im Jahre 
1904 Botafogo gegründet.  
 
Karl Goerdeler informierte über die 
Geschichte des Ausnahmespielers 
Leonidas da Silva, die Traumatisie-
rung Brasil iens durch das im Jahre 
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1950 stattgefundene Länderspiel im 
Maracanã-Stadion in Rio de Janeiro 
gegen Uruguay und viele weitere 
Details der brasilianischen Fußball-
geschichte.  
 
Nicht ausgelassen wurde die Dar-
stellung der Beziehung zwischen 
Fußball und Ästhetik, Fußball und 
Ethik sowie Fußball und Gewalt.  
Auch die Beziehung zwischen Fuß-
ball und den ethnischen Problemen 
in Brasilien wurde beleuchtet . Die 
integrative Kraft des Fußballs wur-
de anschaulich dargestellt .  
 
Welche Rolle der brasilianische 
Fußball für die Gesellschaft spielt ,  
wurde vor allem durch die Vorbild-
funktion des Fußballs für den poli-
tischen Bereich verdeutlicht. Ro-
berto da Mata sieht den Fußball als  
„professor da democracia e da e-
qualidade“; Fußball dient als Kon-
zept der sozialen Gleichheit und 
Regelklarheit.  Die „Justiz“ auf dem 
grünen Rasen arbeitet schnell (z.B. 
rote Karte).  
 
 
3. Dr. Thomas Summerer, Frank-

furt a. M.: Sportwetten als Me-
diengeschäftsmodell  der Zu-
kunft – wirtschaftliche Rah-
menbedingungen 

 
Herr Dr. Thomas Summerer, Chef-
justiziar der Deutschen Fußball -
Liga GmbH (DFL), referierte zu 
den juristischen Problemen der 
„Sportwette“.   
 
Zunächst wurde die Problematik der 
Qualifikation der Sportwette als 
Glücksspiel oder Geschicklichkeits-

spiel beleuchtet. Die herrschende 
Meinung vertrit t  die Auffassung, 
bei Sportwetten handelt es sich um 
Glücksspiele. Diese Rechtsauffas-
sung hat gravierende Auswirkungen 
für den rechtlichen Umgang mit  
Sportwetten. 
 
Im Fokus des Vortrags stand die 
Frage, inwieweit private Sportwett-
unternehmen eine rechtliche Grund-
lage für die Ausübung ihres Ge-
schäftsbetriebes haben.  
 
a) Zunächst beleuchtete der Refe-
rent die ordnungsrechtlichen As-
pekte. Er erörterte den Staatsver-
trag zum Lotteriewesen aus dem 
Jahre 2004 und die divergierende 
Rechtsprechung zu der Wirksamkeit  
des aus diesem hervorgegangenen 
staatsvertraglichen Verbots aus 
ordnungsrechtlichen Gründen, das 
im Spannungsfeld zur durch euro-
päisches Recht geschützten Dienst-
leistungsfreiheit und zur grundge-
setzlich geschützten Berufsfreiheit  
steht. 
 
Der Referent wies auf die aktuelle 
Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts hingewiesen, dass ein 
rigoroses bundesweites Wettspiel-
verbot aufgrund eines Verstoßes 
gegen die Berufsfreiheit als prob-
lematisch ansah und vom Gesetzge-
ber bis zum 31.12.2007 eine verfas-
sungskonforme Lösung fordert . 
 
Auch auf europäischer Ebene steht  
der Gesetzgeber unter starkem 
Druck. Es wurden bereits Vertrags-
rechtsverletzungsverfahren gegen 
viele EU-Staaten eingeleitet. 
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b) Abgesehen von den ordnungs-
rechtlichen Aspekten bestehen auch 
hinsichtl ich der zivilrechtlichen 
Grundlage für Sportwetten Unklar-
heiten.  
 
So wurde die Frage aufgeworfen, 
ob die Spielpläne und Tabellen der 
Bundesliga als „Datenbanken“ im 
Sinne des Urhebergesetzes unter 
besonderem urheberrechtlichem 
Schutz stehen. Der EuGH hat einen 
solchen Schutz mit dem Argument 
abgelehnt, dass das für den urhe-
berrechtlichen Schutz ebenfalls  
notwendige Tatbestandsmerkmal 
der „zusätzlichen wesentlichen In-
vestition“ nicht vorläge, da die 
Aufstellung der Spielpläne der 
Bundesliga ohnehin erforderlich 
wären und deshalb die Aufstellung 
keine zusätzliche Investition dar-
stellt .  
 
Ferner erörterte der Referent, ob 
die „Bundesliga“ unter marken-
rechtlichem oder wettbewerbsrecht-
lichem Schutz (UWG) stehen könn-
te. Die Wettbewerbshandlung läge 
in der Übernahme der Bundesliga-
Tabellen durch Sportwettanbieter. 
An der Herstellung der Tabellen 
sind die Vereine beteiligt. Nach 
Auffassung des Referenten ist  der 
Ligaverband DFL originär zur Ver-
wertung der Tabellen berechtigt.  
Bis zum Jahr 2009 ist die DFL von 
der EU vom Kartellverbot freige-
stellt  worden. Durch die unentgelt-
liche Übernahme der Spielpläne 
und Tabellen der DFL durch private 
Wettanbieter sei die DFL geschä-
digt, da ihr keine umfassende wirt-
schaftliche Ausschöpfung des Pro-
dukts mehr möglich sei. 

Der Sportverband würde durch „ne-
gative Werbewirkung“ behindert  
werden. Es müsse daher hinsicht-
lich der Frage,  welcher Wettanbie-
ter zugelassen wird, ein Mitent-
scheidungsrecht der DFL gewährt  
werden. Die Übernahme der Tabel-
len stellt  schließlich auch ein un-
lauteres Handeln dar, denn mit der 
Übernahme der Tabellen ist von den 
Wettanbietern ein „Imagetransfer“ 
bezweckt. Es läge daher ein Ein-
griff in den „eingerichteten und 
ausgeübten Gewerbebetrieb“ vor.  
 
Ferner erörterte der Referent etwai-
ge namensrechtliche Verstöße so-
wie die Verletzung des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts bekannter 
Sportler durch die Übernahme von 
Bundesligatabellen.  
 
Als Ergebnis des Vortrags hielt der 
Referent fest, dass zivilrechtlich 
für Profil igen ein Schutz gegen die 
Übernahme von Tabellen und 
Spielplänen ohne Einwilligung be-
stünde. Er forderte den Gesetzgeber 
auf,  ein Leistungsschutzrecht für 
Spielpläne zu gewähren. 
 
Im Anschluss an den sehr detaillier-
ten und kenntnisreichen Vortrag 
von Dr. Summerer schloss sich eine 
lebhafte Diskussion über die Frage 
an, ob die Übernahme von Spiel-
plänen und Tabellen tatsächlich ei-
ne „Leistungsübernahme“ oder 
vielmehr eine reine Darstellung von 
Ergebnissen sei.  Es wurde kri tisch 
die Interessendivergenz zwischen 
den privaten Rechten und dem Inte-
resse der Öffentlichkeit an einer 
freien Berichterstattung und Infor-
mation erörtert.  
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4. Dirk Wieddekind, Hamburg: 
Rechtsschutz und Vermark-
tung von Sportveranstaltungen 
in Deutschland 

 
Dirk Wieddekind, Rechtsanwalt bei 
der Rechtsanwaltskanzlei Taylor 
Wessing in Hamburg, referierte zu 
den rechtlichen Problemen bei der 
Vermarktung von Sportveranstal-
tungen in Deutschland.  
 
Zunächst lenkte er das Augenmerk 
auf die gestiegene wirtschaftliche 
Bedeutung der Verwertung von 
Sportveranstaltungen. So wurden 
nach Schätzungen aus der Fernseh-
verwertung der 1.  Bundesliga in 
den Jahren 1970/71 ca. 3. Millionen 
DM, dagegen in den Jahren 
2005/2006 bereits ca. 295 Millio-
nen Euro erwirtschaftet.   
 
In der Lizenzgabe ist der Verzicht  
auf Abwehrrechte der Veranstalter 
zu sehen. 
 
Neben der Fernsehverwertung gibt  
es traditionell die Hörfunkverwer-
tung von Sportveranstaltungen. 
Hier steht das Vergütungsinteresse 
der Veranstalter (Recht am einge-
richteten und ausgeübten Gewerbe-
betrieb) dem Informationsinteresse 
der Öffentlichkeit (Pressefreiheit)  
gegenüber. Derzeit  ist zu dieser 
Frage eine Verfassungsbeschwerde 
von Radio Hamburg anhängig. 
 
Eine weitere wichtige Verwertungs-
form ist die während der Sportver-
anstaltung gezeigte Bandenwerbung 
sowie die virtuelle Werbung. Eine 
neue Fernsehrichtl inie wird derzeit  
vorbereitet. 

Schließlich erfolgt  eine weitere 
Vermarktung von Sportveranstal-
tungen durch „Sponsoring“ und 
„Merchandising“.  Wettbewerbs-
rechtlich sind diese Vermarktungs-
formen grundsätzlich gut zu kon-
trollieren.   
 
Dies gil t  jedoch nicht für Großver-
anstaltungen wie zum Beispiel die 
Fußballweltmeisterschaft 2006. Die 
FIFA nahm für sich das exklusive 
Recht in Anspruch, sich mit der 
Fußballweltmeisterschaft in Ver-
bindung zu bringen. Die Vorgabe 
der FIFA für Presse und Websites 
lautete daher, die Fußballweltmeis-
terschaft  als „FIFA-Fußball-
Weltmeisterschaft 2006TM“ zu be-
zeichnen. Diese Forderung basierte 
auf einem entscheidenden Wandel 
der Rechtsprechung innerhalb der 
letzten Jahre. Noch 1997 wurde o-
bergerichtlich festgestellt ,  dass die 
Austragung von Fußballwettbewer-
ben ein allgemeines Ereignis ist.  Im 
Jahre 2006 urteilte das OLG Ham-
burg dagegen, dass die Fußball-
weltmeisterschaft aus der Sicht des 
Publikums einen organisatorisch 
abgegrenzten Teil des Unterneh-
mens FIFA darstelle.  
 
Die FIFA versuchte ihre Vermark-
tungsrechte durch die vielfältige 
Eintragung von Wort- und Bildmar-
ken zu sichern. Auch wenn im Zu-
sammenhang mit der Fußballwelt-
meisterschaft 2006 vereinzelt  
Rechtsstreitigkeiten gegen die Vor-
stellungen der FIFA entschieden 
wurden – zum Beispiel der Rechts-
streit FIFA /  Ferrero, war die Mar-
kenstrategie der FIFA insgesamt er-
folgreich. 
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Ob sich das Vorgehen der FIFA 
letztendlich auch wirtschaftlich 
lohnt, steht auf einem anderen 
Blatt.  Die FIFA hat wegen ihrer o-
ben dargelegten Vorgehensweise 
viel  öffentliche Kritik erhalten.  
 
 
In der anschließenden Diskussion 
wurde die faktische Weltmonopol-
stellung der FIFA kritisch betrach-
tet. Insbesondere das Fehlen effek-
tiver Kontrollorgane wurde bemän-
gelt . Die nationalen Organe handeln 
nicht. 
 
Es wurden die Rechte der Öffent-
lichkeit gegen Organisationen der 
FIFA diskutiert.  Die Ursurpation 
des öffentlichen Sprachgebrauchs 
sowie eine zu schematische Rechts-
anwendung der Instanzgerichte 
wurde bemängelt.  Professor Dr.  
Wolf Paul warf die interessante 
Frage auf, ob im Hinblick auf die 
gravierende Beeinflussung der se-
mantischen und visuellen Realität 
durch Organisationen wie die FIFA 
nicht über ein Abwehrrecht in Form 
eines „Umweltschutzrechts“ nach-
gedacht werden sollte. 
 
 
5. Roberto Liesegang und Leo-

nardo Viveiros de Castro , São 
Paulo: Rechtsschutz und Ver-
marktung von Sportveranstal-
tungen in Brasilien 

 
Leonardo Viveiros de Castro,  
Rechtsanwalt bei der Rechtsan-
waltskanzlei Xavier, Bernardes,  
Bragança in São Paulo, und Roberto 
Liesegang, Mitgründer der Rechts-
anwaltskanzlei Xavier, Bernardes, 

Bragança in São Paulo,  beleuchte-
ten die rechtl ichen Aspekte bei  der 
Vermarktung von Sportveranstal-
tungen in Brasilien.  
 
Der Bereich des Fußballs ist in 
Brasilien bislang durch fehlende 
Investitionen gekennzeichnet.  Die 
Fußballclubs haben keine langfris-
tigen wirtschaftl ichen Strategien. 
Es fehlt an staatl ichen Initiativen. 
Die Sportereignisse werden nur 
mangelhaft wirtschaft lich verwer-
tet; die Stadien befinden sich in ei-
nem schlechten Erhaltungszustand. 
Ferner wird das Merchandising 
durch Produkte schlechter Qualität  
und Produktpiraterie behindert.   
 
Die wesentliche Einnahmequelle 
der Fußballclubs sind die Einkünfte 
aus der Einräumung von Fernseh-
übertragungsrechten. Die großen 
Fußballclubs Brasilien haben sich 
in der CBF zusammengeschlossen. 
Diese Organisation handelt für ihre 
Mitglieder mit den Fernsehsendern 
die Konditionen für die Einräumung 
der Übertragungsrechte aus. Die 
Einkünfte aus der Abtretung von 
Übertragungsrechten machen für 
die Clubs ca. 60 % ihrer Gesamt-
einkünfte aus. 
 
Die zweitwichtigste Einnahmequel-
le der brasilianischen Fußballclubs 
sind die Übernahmeverträge von 
Fußballspielern (contratos de patro-
cinio). In der Wichtigkeit folgen 
hierauf bereits die Einkünfte aus 
Kartenverkäufen für Fußballspiele.  
Nur in sehr geringem Umfang wer-
den Einkünfte über die Vergabe von 
Lizenzen erwirtschaftet.   
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Eine Markenregistrierung ist für 
Fußballclubs in Brasilien grund-
sätzlich nicht notwendig. Das „Lei 
Pelé“ weist den Clubs ihre Rechte 
auch ohne Eintragung zu. Dennoch 
ist eine Markeneintragung für Clubs 
ratsam.  
 
 
6. Yves Eigenrauch: Zeigt Ras-

sismus die `Rote Karte` - Ras-
sismus und Diskriminierung im 
internationalen Fußball 

 
Yves Eigenrauch, ehemaliger Fuß-
ballbundesligaprofi (u.a. 229 Spiele 
für Schalke 04), berichtete über das 
Problem des Rassismus im interna-
tionalen Fußball.   
 
Neben Rassismus sind auch Homo-
phobie und Sexismus Probleme, die 
im Fußball immer wieder auftreten.  
Rassismus ist der Glaube an die 
Überlegenheit einer bestimmten 
Rasse,  Religion oder ethnischen 
Gruppe. Die Anzahl der Vorkomm-
nisse mit rassist ischem Hintergrund 
ist in den letzten Jahren gestiegen. 
Dieses Problem darf von den Club-
funktionären nicht ignoriert wer-
den.  
 
Im Februar 1999 ist das europäi-
sche Netzwerk FARE (Football a-
gainst Racism in Europe) gegründet 
worden, in dem gemeinsame Strate-
gien gegen Rassismus entwickelt  
werden. FARE setzt  sich dafür ein,  
dass Problem des Rassismus im 
Fußball zu erkennen sowie ein anti-
rassistisches Programm aufzuneh-
men, zu veröffentlichen und auch 
umzusetzen. Ziel von FARE ist die 

Schaffung des Labels „Rassismus-
freier Verein“. 
 
Begleitend zu der Einführung von 
Yves Eigenrauch wurde ein Video 
vorgeführt , welches die rassistisch 
motivierte Gewalt im Zusammen-
hang mit Fußballveranstaltungen 
eindringlich vor Augen führte. 
 
FARE ruft alle auf, aktiv zu werden 
und insbesondere im Alltag nicht  
wegzugucken, wenn rassistisch mo-
tivierte Übergriffe stattfinden, son-
dern zu handeln und einzugreifen.  
 
 
7. Jörg Rüsing, Münster:  

Arbeitsrechtliche Besonderhei-
ten bei der Beschäftigung von 
Profisportlern 

 
Jörg Rüsing, Partner der Rechtsan-
waltssozietät Schmidt, Chowanietz 
& Rüsing in Münster, referierte zu 
den arbeitsrechtlichen Besonderhei-
ten bei der Beschäft igung von Pro-
fisportlern. 
 
Die FIFA reagiert auch im arbeits-
rechtlichen Bereich sehr empfind-
lich auf die Einschaltung nationaler 
Gerichtsbarkeiten. Sie drängt statt-
dessen auf die Einschaltung ihre ei-
gene Verbandsgerichtsbarkeit und 
droht im Falle der Zuwiderhandlung 
bisweilen mit dem gänzlichen Aus-
schluss des betroffenen Verbandes 
aus der FIFA. Die Konsequenz wäre 
keine Beteiligung an der von der 
FIFA organisierten Fußballwelt-
meisterschaft . 
 
In Lausanne wurde ein Sportge-
richtshof eingerichtet. Diese inter-
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nationale Gerichtsbarkeit soll für 
alle Sportverbände gelten. Auch die 
FIFA hat den Sportgerichtshof zwi-
schenzeitlich anerkannt. Die 
(Sport)Verbände sind in der Regel 
als Vereine organisiert .  Eine wich-
tige Einnahmequelle der Vereine 
stellen Ablösesummen für Spieler-
transfers dar. Der EuGH hat die 
derzeit  praktizierten „Transferfens-
ter“ abgesegnet. Danach sind die 
Transferzeiten auf die Zeit nach 
dem Abschluss der Saison bis zum 
Beginn der nächsten Saison be-
schränkt. 
 
Das Bossmann-Urteil des EuGH hat 
im Jahr 1995 das bis dato prakti-
zierte Transfersystem für internati-
onale Spielertransfers zwischen den 
Vereinen gekippt. Nach dem Urteil 
darf bei internationalen Spieler-
transfers nach dem Auslaufen des 
Spielervertrages keine Ablösesum-
me für einen Vereinswechsel eines 
Spielers gefordert werden. Dies gilt  
jedoch nicht für einen Vereins-
wechsel  innerhalb der Vertragslauf-
zeit.  Nach dem Bossmann-Urteil  
werden nunmehr insbesondere bei  
jüngeren Spielern längere Verträge 
geschlossen, um die Verhandlungs-
position der Vereine bei einem spä-
teren Wechsel zu verbessern. Nach 
wie vor müssen die Konditionen für 
den Wechsel aus laufenden Verträ-
gen heraus ausgehandelt  werden. 
Dies führt weiterhin regelmäßig zur 
Leistung von Ablösesummen an den 
Verein,  der von einem Spieler ver-
lassen wird.  
 
Arbeitsrechtl ich ist eine Befristung 
von Arbeitsverträgen für einen 
Zeitraum von mehr als zwei Jahren 

nicht möglich.  Im Profifußball  
kümmert sich bislang niemand um 
dieses Verbot.  Der arbeitsrechtlich 
notwendige sachliche Grund für ei-
ne Befristung stell t  ein weiteres 
Problem dar. Einen befristeten 
Trainervertrag hat das Bundesar-
beitsgericht (BAG) mit einem vor-
liegenden „spezifischen Verschleiß-
tatbestand“ gerechtfertigt . 
 
Dennoch hat das Bossmann-Urteil  
für Veränderung gesorgt . So hat der 
Fußballspieler Michael Ballack 
nach dem Auslaufen seines Vertra-
ges mit dem FC Bayern München 
ablösefrei zu dem englischen Ver-
ein Chelsea gewechselt .  Dies wäre 
ohne das Bossmann-Urteil  kaum 
möglich gewesen. 
 
Ferner wurde die Problematik der 
Abstellung von Spielern für die 
deutsche Nationalmannschaft erör-
tert.  Hierbei  könnte es sich um eine 
nichtgewerbliche Arbeitnehmer-
überlassung handeln.  
 
Was passiert jedoch mit einem aus-
ländischen Spieler,  der in einem 
deutschen Verein spielt  und von 
seinem Land in die Nationalmann-
schaft gerufen wird. Handelte es 
sich um eine Arbeitnehmerüberlas-
sung müsste rechtlich eine Gegen-
leistung des nationalen Verbands 
des betroffenen Spielers an den be-
troffenen Verein in Deutschland ge-
leistet  werden. 
 
 
An den sehr informativen Vortrag 
schloss sich eine rege Diskussion 
zu dem Spannungsfeld zwischen der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit und 
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den Verbandsgerichtsbarkeiten an.  
Es wurde deutlich,  dass sich ar-
beitsrechtliche Streitigkeiten auf 
den „Marktwert“ eines Spielers ne-
gativ auswirken können; deshalb 
werden auch von Spielern arbeits-
gerichtliche Auseinandersetzungen 
vor den ordentlichen Gerichten ge-
mieden. 
 
 
8. Dr. Joachim Rain, Ludwigs-

burg: Internationaler Spieler-
transfer nach den Regularien 
der FIFA 

 
Dr. Joachim Rain,  Rechtsanwalt bei  
der Kanzlei Grub, Frank, Bahmann, 
Schickhardt  in Ludwigsburg, refe-
rierte zu der bereits im vorange-
henden Vortrag aufgezeigten Prob-
lematik internationaler Spieler-
transfers. 
 
Auch nach den aktuellen Entschei-
dungen zu internationalen Spieler-
transfers sind die Regularien der 
FIFA zum internationalen Spieler-
transfer nicht wesentlich verändert,  
sondern lediglich überarbeitet wor-
den.  
Ein Spielertransfer beginnt regel-
mäßig mit  der Kontaktaufnahme 
zwischen dem Verein und dem 
Spielervertreter. Die FIFA - Regu-
larien sehen vor, dass einen Kon-
taktaufnahme für einen Transfer 
nach dem Auslaufen eines Spieler-
vertrages nicht früher als 6 Monate 
vor dem Ablauf des aktuellen Spie-
lervertrages erfolgen darf; andern-
falls droht eine Strafe. 
 
Ein Spielertransfer während eines 
bestehenden Vertrages ist nur dann 

möglich, wenn eine diesbezügliche 
Zustimmung des aktuellen Vereins 
des Spielers erteilt  wird. Hierfür 
werden regelmäßig Abfindungs-
summen des neuen Vereins an den 
alten Verein geleistet. Folglich sind 
bei  einem Spielertransfer drei Ver-
träge zu schließen: 
 

• Aufhebung des alten Spieler-
vertrages; 

• Neuer Spielervertrag und 
• Transfervertrag zwischen den 

Vereinen 
 
Nach den FIFA-Regularien sind bei  
Spielertransfers die Vereine, die 
die Spieler in dem Alter zwischen 
12 und 23 Jahren ausgebildet ha-
ben, in Höhe von insgesamt 5% an 
der Transfersumme zu beteiligen. 
Nur der neue Verein ist für die „So-
lidaritätsleistung“ verantwortlich.  
Diese Verpflichtung wird in der 
Praxis häufig nicht beachtet . 
 
Als weiteres Institut  der FIFA gibt  
es die „Ausbildungsentschädigung“. 
Diese Zahlungsverpflichtung ist 
unabhängig davon, ob eine Abfin-
dungssumme geleistet wird. Sie 
fäl lt  neben der Solidaritätsleistung 
an.  Das OLG Oldenburg und der 
EuGH haben in der Vergangenheit  
sowohl die Solidari tätsleistung als 
auch die Ausbildungsentschädigung 
als unzulässige Einschränkung der 
Berufsfreiheit gesehen. Ähnliche 
Urteile gibt es auch in anderen 
Ländern. Die FIFA zeigt sich hier-
von jedoch unbeeindruckt und hält  
an diesen Instituten fest. 
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In der anschließenden Diskussion 
wurde vor allem die Missachtung 
der nationalen Rechtsprechung 
durch die FIFA thematisiert.   
 
 
9. Leonardo Viveiros de Castro 

und Roberto Liesegang, São 
Paulo: Transferencias inter-
nacionais de jogadores de fute-
bol brasileiros 

 
Die Referenten begannen ihren 
Vortrag mit der Vorstellung von 
Zahlen zu Wechseln brasilianischer 
Spieler in das Ausland. Im Jahr 
2005 wechselten 804 brasilianische 
Spieler, im Jahr 2006 sogar 822 
Spieler zu Vereinen außerhalb Bra-
siliens. Die Tendenz ist weiterhin 
steigend.  
 
Verlockend für einen Wechsel bra-
silianischer Spieler in das Ausland 
ist sicherl ich die Aussicht, wesent-
lich höhere Gehälter zu beziehen. 
Die Spielervergütungen in Brasil ien 
ist häufig wesentlich niedriger als 
die im Ausland. 
 
Nach den FIFA-Regularien sind 
Spielertransfers nur in den hierfür 
vorgesehenen Transferfenstern 
möglich. In Brasilien sind dies die 
Zeiträume zwischen dem 02. und 
dem 20. Januar sowie im Sommer 
von April bis August. Die Höchst-
dauer eines Vertrages sind fünf Jah-
re. Die Mindestlaufzeit beträgt eine 
Saison. Für den Fall der Zuwider-
handlung gegen die von der FIFA 
aufgestellten Regeln drohen Stra-
fen. 
 

Die Hälfte der brasil ianischen Spie-
ler, die in das Ausland wechseln, 
kehren innerhalb von 12 Monaten 
wieder nach Brasilien zurück. 
Grund hierfür ist ,  dass die Spieler-
transfers häufig ohne eine vernünf-
tige organisatorische und psycholo-
gische Unterstützung des wechseln-
den Spielers erfolgen. 
 
Aufgrund dieser Erfahrungen sind 
für den Transfer von Spielern unter 
18 Jahren besondere Regeln aufge-
stellt  worden: 
 
Ein Transfer minderjähriger Spieler 
nach Europa ist grundsätzlich nur 
dann möglich, wenn die Familie des 
Spielers diesen begleitet.  Hinzu tre-
ten die in dem Vortrag von Dr. Joa-
chim Rain bereits  erläuterten Insti-
tute der „Solidaritätsleistung“ und 
der „Ausbildungsentschädigung“, 
die Vereine unterstützen sollen, die 
Spieler ausbilden.  
 
 
10. Dr. Martin Schimke, Düssel-

dorf: Doping: Ein Fall für die 
Strafjustiz ? 

 
Dr. Martin Schimke, ehemaliger 
Basketball-Nationalspieler war lan-
ge Jahre Mitglied des Rechtsaus-
schusses und der Anti-Doping-
Kommission des Deutschen Basket-
ball  Bundes (DBB) sowie Mitglied 
des Schiedsgerichts der Deutschen 
Eishockey Liga (DEL). Seit 1999 
ist er Mitglied des Internationalen 
Sportschiedsgerichtshofs in Lau-
sanne (CAS/TAS). 
 
Dr. Martin Schimke begann seinen 
Vortrag mit der Feststellung, dass 
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man Doping lediglich einschränken, 
es also nur Teilerfolge geben kön-
ne. 
 
Man spricht gemäß des NADA-
Codes (= Anti-Doping-Regelwerk 
der nationalen Anti-Doping-
Agentur) von Doping bei einem 
Vorhandensein eines verbotenen 
Wirkstoffs im Körper (Körperge-
webe) oder in Flüssigkeitsproben. 
Verbotene Wirkstoffe sind alle 
Stoffe, die auf der Liste der verbo-
tenen Substanzen stehen. Für Sub-
stanzen, die der Körper selbst pro-
duziert oder die in Nahrungs-
mitteln vorkommen gibt es Grenz-
werte. In Deutschland ist der Besitz 
von verbotenen Wirkstoffen nicht  
strafbar.   
 
Im Verbandsrecht besteht  im Falle 
der Feststellung von Doping eine 
verschuldensunabhängige Haftung 
(strict liabili ty), die schon bei  blo-
ßem Vorhandensein einer verbote-
nen Substanz zu einer Sperre des 
Sportlers führt. Aber durch die zu-
nehmende Kommerzialisierung des 
Sports – die Sportler verdienen 
heute häufiger ihren gesamten Le-
bensunterhalt durch Sport – ist  
fraglich geworden, ob diese strenge 
Haftung noch haltbar ist .  Sie könn-
te einen ungerechtfertigten Eingriff 
in die Berufsfreiheit  darstellen. Es 
wird über die Einführung einer Un-
schuldsvermutung nachgedacht.  
 
Gegen eine Aufweichung der stren-
gen Haftung spricht  die hierdurch 
entstehende Erschwerung der Do-
pingbekämpfung. Außerdem müsse 
die Verbandsautonomie beachtet  
werden. 

Ein Rückzug auf die Verbandsauto-
nomie ist jedoch im Hinblick auf 
die faktischen Monopolstellungen 
von FIFA/DFB und der anderen na-
tionalen und internationalen Sport-
verbände nicht ohne weiteres mög-
lich. Das Verhältnis zwischen dem 
Sportler und seinem Verband ist  
daher ähnlich zu bewerten,  wie das 
Verhältnis zwischen Staat und Bür-
ger. Daher müssen auch Schuldele-
mente geprüft  werden. 
 
Heute führt die strict liability le-
diglich zu einer verschuldensunab-
hängigen Disqualifizierung. Eine 
Sperre kann dagegen nur bei einem 
Vollbeweis für eine verbotene Sub-
stanz im Körper des Sportlers und 
einem vorhandenen Verschulden 
hierfür ausgesprochen werden. Es 
besteht jedoch eine Verschuldens-
vermutung im Sinne eines An-
scheinsbeweises, die aber von dem 
Sportler erschüttert werden kann.  
 
Nach dem WADA-Code (= Regeln 
der World-Anti-Doping-Agency) ist 
bei einer Erstbegehung eine Sperre 
von zwei Jahren vorgesehen. Bei 
einer Zweitbegehung wird eine le-
benslange Sperre erlassen. In be-
sonderen Fällen kann eine Locke-
rung dieser Regeln erfolgen. Dies 
gilt  zum Beispiel in Fällen ohne er-
hebliches Verschulden. Hier kann 
die Sperrzeit auf ein Jahr abgesenkt 
werden. 
 
Im Folgenden warf der Referent die 
Frage auf, ob ein Anti-Doping-
Gesetz notwendig ist.  Für ein sol-
ches Gesetz mit  der Normierung 
entsprechender Straftatbestände 
sprechen die folgenden Argumente:   
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In Deutschland sind die Kontroll-
mechanismen lückenhaft . Die 
Sportverbände haben nicht die 
Möglichkeiten der Staatsanwalt-
schaft. Durch staatliche Ermitt-
lungsverfahren könnte effizient ge-
gen Doping-Strukturen vorgegangen 
werden. 
 
Gegen eine Anti-Doping-Gesetz 
spricht der Umstand, dass bislang 
verbandsrechtliche Verfahren durch 
staatliche Ermittlungsverfahren er-
setzt werden. Die verbandsrechtli-
chen Verfahren sind bislang sehr 
schnell zum Abschluss gekommen; 
bei  staatlichen Ermittlungsverfah-
ren besteht die große Gefahr, dass 
diese nicht in der gleichen Ge-
schwindigkeit durchgeführt werden 
können.  
 
Sportevents würden zukünftig unter 
dem Damoklesschwert von Ermitt-
lungsverfahren stehen. Schließlich 
würde ein staatliches Anti-Doping-
Gesetz einer internationalen Har-
monisierung des Sportrechts entge-
genwirken, da viele Länder über 
keine staatl ichen Anti-Doping-
Gesetze verfügen. 
 
 
Die unmittelbar an den Vortrag an-
schließende Diskussion griff die 
Frage auf, wem die Verantwortung 
für Doping zuzuordnen ist.  Diese 
nur bei den Sportlern zu sehen, 
wurde als falscher Ansatz kritisiert.   
Ob der Staat durch die Schaffung 
eines Anti-Doping-Gesetzes han-
deln sollte, wurde sehr kontrovers 
diskutiert.  Das Schutzgut eines sol-
chen Gesetzes wurde kritisch erör-
tert.  Der Schutz junger Sportler vor 

Doping wurde als anerkennenswert  
akzeptiert.  Kritisch hingegen wurde 
betrachtet, ob sportliche Wettkämp-
fe durch staatl iche Normen gegen 
Wettbewerbsverfälschungen ge-
schützt werden sollten. Ist der 
Sport so wichtig, dass es eines 
staatlichen Eingriffs bedarf ?  
 
 
III. Schlusswort 
 
Die zahlreichen Vorträge zu sehr 
unterschiedlichen Themen zeigen 
das breite Spektrum, welches durch 
die Tagung abgedeckt wurde. Die 
Aktualität der angesprochenen 
Themenkomplexe spiegelte sich in 
der Lebhaftigkeit und Vehemenz 
wieder, mit der die auf jeden Ta-
gungsbeitrag folgenden Diskussio-
nen geführt wurden.  
 
Auch das Rahmenprogramm zu der 
Jahrestagung 2006 stand ganz im 
Zeichen des Sports.  So wurde den 
Teilnehmern der Tagung die Mög-
lichkeit eröffnet, ein Bundesliga-
spiel mit Schalke 04 in der moder-
nen VELTINS-Arena zu erleben. 
Auch konnte das „Innenleben“ des 
hochmodernen Stadions im Rahmen 
einer kundigen Führung besichtigt  
werden.  
 
Ferner stand die Besichtigung des 
Bergbaumuseums in Bochum auf 
dem Programm. Nicht unerwähnt 
sollte die wieder einmal gelungene 
traditionelle Abendveranstaltung 
am Samstag Abend auf Schloss 
Horst mit einer Capoeira-Show und 
brasilianischer Live-Musik bleiben.  
 



DBJV - Mit te i lungen Nr .  1 /  2007 
 

 
 
 

 
 
 

Sei te  12 

Dank des Organisators vor Ort , Jörg 
Rüsing aus Münster und der tatkräf-
tigen Unterstützung des Vorstands 
der DBJV sowie vieler freiwill iger 
Helfer war auch die Jahrestagung 
2006 wieder ein Ereignis, auf das 

die große Mehrheit der Teilnehmer 
nicht nur wegen der interessanten 
fachlichen Beiträge mit Freude zu-
rückblicken wird.\\ 
 
 

 
 
 
 
 
 

Vorankündigung der XXVI. Jahrestagung 2007 
 

21.11. - 24.11.2007 
in  

Rio de Janeiro 
 

Handel mit Natur und Umwelt 
Negociar com a Natureza e o Meio-Ambiente 

 
 
 
 
Liebe Mitglieder und Freunde, 
  
der Vorstand der Deutsch-Brasilia-
nischen Juristenvereinigung freut 
sich anzukündigen, dass die dies-
jährige XXVI. Jahrestagung in der 
Zeit  vom  

  
21.11.2007 bis 24.11.2007 
in 
Rio de Janeiro 
stattfinden wird. 
  
Die Tagung soll  unter dem Titel 
  

Handel mit Natur und Umwelt 
Negociar com a Natureza e o 

Meio-Ambiente  
 

stehen. Befassen wollen wir uns mit 
den internationalen Regularien und 
Mechanismen zum Klimaschutz: ein 
hochaktuelles und sehr streitiges 
Thema. Dazu gehört  auch der Han-
del mit Emissionsrechten nach den 
Vorgaben des Kyoto-Protokolls, der 
am 1. Januar 2008 beginnen soll .  
Ein weiteres spannendes Thema 
wird die Beteiligung indigener Völ-
ker an der kommerziellen Verwer-
tung ihres traditionellen Wissens – 
insbesondere im Pharma-Bereich - 
sein, unter Einschluss von Fragen 
der Biopiraterie. 
  
Wir beginnen am 21.11.2007 mit  
dem bereits traditionellen Begrü-
ßungsabend und werden unsere Ta-
gung am 22.11.2007 im Hause des 



DBJV - Mit te i lungen Nr .  1 /  2007 
 

 
 
 

 
 
 

Sei te  13 

OAB in Rio de Janeiro offiziell er-
öffnen. Die Tagung wird dann am 
Nachmittag des 22.11.2007 und am 
23.11.2007 ganztägig in den Räu-
men der Kanzlei Dannemann Siem-
sen in Botafogo durchgeführt .  
  
Am Donnerstag und Freitag schlie-
ßen sich jeweils gemeinsame A-
bendessen an, zu denen auch Ver-
treter der beiden Staaten geladen 
werden. Am Samstag soll die Ta-
gung mit einem gemeinsamen Aus-
flug abgeschlossen werden.  

Einzelheiten zur Tagung, zum Pro-
gramm sowie die Information über 

die Hotelkontingente werden in 
Kürze folgen. 
  
Wir bitten al le Teilnehmer zu be-
achten, dass Flugbuchungen mög-
lichst frühzeitig erfolgen sollten. 
  
Wir freuen uns auf zahlreiche Teil-
nahme aus dem Mitgliederkreis und 
aus dem Kreis von Freunden und 
Interessierten. 
  
  
Der Vorstand 
 

 
 
 
 
 
 

Zur völkerrechtlichen Einordnung Brasiliens großer 
Drogenbanden und ihrer Terroraktionen 

 
Dr. Sven Peterke, M.A.*  

 
 

 
 
I. Einleitende Bemerkungen  
 
 Die Anschlagswellen, die im ver-
gangenen Jahr São Paulo und Rio 
de Janeiro erschütterten, haben de-

                                                 
 *Dr. iur. Sven Peterke M.A. ist Gastdozent an der 
Rechtsfakultät der Unversität Brasília (UnB). Bei 
dem Beitrag handelt es sich um das deutschsprachi-
ge Manuskript eines Vortrags, den der Verfasser am 
14. Mai 2007 im Rektorat der UnB aus Anlass eines 
“Runden Tisches” zum Thema “Organisierte Kri-
minalität X Terrorismus in Brasilien” gehalten hat. 
Die Veranstaltung wurde durch die Bundesabge-
ordnetenkammer initiiert. E-mail: speterke@unb.br. 
 

ren Bürger in einem bislang unbe-
kannten Ausmaß in Angst  und 
Schrecken versetzt. Da im natürl i-
chen Wortsinn Terror Angst, Schre-
cken und Einschüchterung bedeutet , 
kann folglich durchaus davon ge-
sprochen werden, dass die großen 
Drogenfraktionen zum  Mittel des 
Terrors gegriffen haben bzw. dass 
die Stadtbevölkerungen terrorisiert  
wurden. Der nächste Schritt  ist  
dann, von Terrorismus zu sprechen. 
Dabei ist jedoch große Vorsicht ge-
boten.  
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Zweifelsohne ist es eine legit ime 
Absicht, ja vielleicht  sogar die 
Pflicht führender Politiker, unmit-
telbar nach solchen Schreckenstaten 
die verängstigte Bevölkerung zu be-
ruhigen. Werden in diesem Zusam-
menhang die Gewaltakte als Terro-
rismus gegeißelt,  so handelt es sich 
zunächst um einen politischen  
Kampfbegriff. Dieser stimmt frei-
lich nicht mit den Konzepten und 
Definitionen überein, welche die 
Wissenschaft  zur Erfassung dieses 
Phänomens bereithält.   
 
So ist z.B. aus soziologischer Per-
spektive weitgehend unbestri tten,  
dass Terrorismus politisch moti-
vierte Gewalt darstel lt .  Dadurch un-
terscheidet er sich ganz wesentl ich 
von der „gewöhnlichen“ (organi-
sierten) Gewaltkriminali tät , die e-
ben nicht auf einen Systemsturz o-
der Ähnliches abzielt,  sondern pri-
mär von materiell-egoistischen Mo-
tiven geleitet wird. Hierzu gehören 
insbesondere Profit  und die Domi-
nanz illegaler Märkte. Das bedeutet 
freilich nicht, dass mafiöse Organi-
sationen nicht auch gelegentl ich 
zum Mittel des Terrors greifen. Tun 
sie dies aber, wollen sie zumeist 
keinerlei genuin politische Bot-
schaft propagieren, sondern z.B. ei-
nen status quo  einfordern,  der die 
Fortführung ihrer illegalen Ge-
schäfte erlaubt. Sie instrumentali-
sieren dann die Taktiken und Kom-
munikationsstrategien der Terroris-
ten. Obgleich es Verbindungen und 
Überschneidungen zwischen Terro-
rismus und organisierter Kriminali-
tät gibt, so handelt es sich doch – 
jedenfalls  in theoretischer Hinsicht  
– um zwei distinkte Phänomene. 

Allerdings wandelt sich das Gesicht  
dieser Organisationen ständig, und 
so ist es durchaus denkbar, dass 
sich Gruppen der organisierten 
Kriminalität in terrorist ische ver-
wandeln.  Trotzdem ist es verfehlt,  
von einer äußeren Konvergenz – 
wie eben der Anwendung von Ter-
rormitteln und vergleichbarer Or-
ganisationsstrukturen – auf eine in-
nere Konvergenz zu schließen, ohne 
sich mit den Motiven der Gewaltta-
ten zu befassen. 
 
Aus der wissenschaft lichen Per-
spektive betrachtet wird somit Ver-
brechern, deren Taten öffentlich als 
terroristisch gegeißelt werden, indi-
rekt eine politische Prägung zuer-
kannt. Dessen sind sich diejenigen, 
die zum Begriff des Terrorismus 
greifen, wohl nicht immer bewusst.  
Genauso unreflektiert wird in die-
sem Zusammenhang übrigens von 
„unschuldigen“ Opfern gesprochen. 
Wie ein krit ischer Beobachter ein-
mal festgestellt  hat,  folgt aber aus 
der Bezugnahme auf die Unschuld 
der Opfer, dass andere, nämlich die 
aus der Sicht  der Terroristen „ei-
gentlich Verantwortlichen“ – und 
dies sind oftmals die führenden Po-
litiker – für die missbilligten Zu-
stände „schuldig“ sein müssten.  
Mithin wird letztlich eine morali-
sche Kompetenz der Täter zur 
Schuldzuweisung akzeptiert .  Deut-
lich wird hier,  dass man gut daran 
tut, nicht vorschnell  von Terroris-
mus zu sprechen. Zudem ist eine 
klare Trennline zu ziehen zwischen 
den Begriffen des Terrors, des Ter-
rorismus als politischem Kampfbeg-
riff und einer auf wissenschaftli-
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chen Erkenntnissen basierenden 
Analyse.    
 
 
II.  Der brasilianische Kontext aus 

völkerrechtlichem Blickwinkel 
 
Diese Analyse ist vorl iegend völ-
kerrechtlicher Natur. Sie konzent-
riert sie auf zwei miteinander ver-
wobene Fragen: 
 

1.  Können die Anschlagswellen 
von Rio und São Paulo nach 
Maßgabe des Völkerrechts als 
terroristische Taten einge-
ordnet werden?  

 
2.  Können etwa das „Erste 

Hauptstadtkommando“ oder 
das „Rote Kommando“ als 
terroristische Organisationen 
im Sinne des Völkerrechts 
aufgefasst werden?  

 
 
1. Die völkerrechtliche Einord-

nung der Anschlagswellen aus 
dem Jahre 2006 

 
Zur Frage 1:   
Können die Anschlagswellen von 
Rio und São Paulo unter völker-
rechtlichem Blickwinkel als terro-
ristische Taten eingeordnet werden?   
 
Die Antwort ist – obgleich unter 
Vorbehalt – „ja“.  Dies ist jedoch 
primär dem Umstand geschuldet,  
dass durch das Völkerrecht oftmals 
nur allzu vage terroristische Taten 
kriminalisiert  werden. In anderen 
Worten: Die internationalen Anti-
Terrorismusabkommen erfassen z.T. 
auch Taten, die eigentlich keinen 

Terrorismus darstellen. Folglich ist  
große Vorsicht dabei angebracht,  
aus dem völkerrechtsformellen Vor-
liegen einer terroristischen Tat zu 
schlussfolgern, dass man es mit 
Terrorismus oder gar terroristischen 
Vereinigungen zu tun hat. Dies 
lässt sich wie folgt deutlich ma-
chen: 
 
Bekanntlich sind die Staaten seit  
über 70 Jahren nicht in der Lage, 
sich auf eine generische Definition 
des Terrorismus zu einigen. Dies 
liegt vor allem daran, dass Terroris-
ten zur Gruppe poli tisch motivier-
ter, nichtstaatlicher Gewaltakteure 
gehören. Aus dieser Tatsache erge-
ben sich kaum überbrückbare poli-
tisch-ideologische Meinungsver-
schiedenheiten in der Bewertung 
der Legitimität ihrer Taten. Die je-
dermann geläufige Formel „One 
man´s terrorist is  another man´s 
freedom fighter“ bringt dieses Di-
lemma auf den Punkt.  Es besteht  
bis heute. 
 
Bereits vor dem 11. September 
2001 hatten sich die Staaten vorge-
nommen, sich  auf eine „Compre-
hensive Convention on Internatio-
nal Terrorism“ zu einigen, inklusi-
ve einer al lgemeineren Definition 
terroristischer Akte. Trotz der 
durch die Verbrechen des 11. Sep-
tember geschaffenen historischen 
Zäsur dauern die Verhandlungen zu 
diesem Vertragswerk an. Zwar hat  
man sich – jedenfalls vorläufig – 
auf eine semi-generische Definition 
geeinigt, die im Übrigen keinen 
großen Fortschritt  darstellt .  Doch 
hat sich der oben angedeutete Streit 
lediglich in andere Artikelentwürfe 
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verlagert . Ob es jemals zur Verab-
schiedung der „Comprehensive 
Convention“ kommen wird, bleibt  
mithin höchst fraglich.  
 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass die 
Staaten bislang darauf verzichtet  
haben, bestimmte Taten unter Völ-
kerrecht als terroristisch zu krimi-
nalisieren.  Vielmehr bestehen auf 
universeller und regionaler Ebene 
zahlreiche Abkommen, die sich je-
weils einem bestimmten Typus die-
ser Taten widmen. Diese sog. sekt-
orale Vorgehensweise hat angefan-
gen bei der Pflicht zur innerstaatli-
chen Pönalisierung von Flugzeug-
entführungen und ist zuletzt geen-
det bei der Kriminalisierung des 
Einsatzes von Nuklearwaffen durch 
Terroristen. Der Vorteil dieser 
Vorgehensweise liegt  darin,  dass 
hierdurch die Strei tfrage, ob die 
angewendete Gewalt  als „gerecht-
fertigt“ erscheinen kann, weitge-
hend ausgeklammert  wird. Es be-
darf nur eines punktuellen Konsen-
ses. 
 
Im Jahre 1998 wurde beispielsweise 
das Internationale Übereinkommen 
zur Bekämpfung terroristischer 
Bombenschläge verabschiedet. Ihm 
gehört   seit 2002 auch Brasil ien als 
Vertragspartei an.  Das Abkommen 
bezweckt den Schutz kritischer Inf-
rastruktur, öffentlicher Einrichtun-
gen und Verkehrsysteme vor terro-
ristischen Sprengsatz-, aber auch 
Brandanschlägen. Gemäß seinem 
Artikel 2 Abs.1 begeht eine terro-
ristische Straftat, wer  
 
„[...]  widerrechtlich und vorsätz-
lich einen Sprengsatz oder eine an-

dere tödliche Vorrichtung zu einem 
öffentlichen Ort, einer staatlichen 
oder öffentlichen Einrichtung, ei-
nem öffentlichen Verkehrssystem 
oder einer Versorgungseinrichtung 
befördert  oder dort beziehungswei-
se gegen einen solchen Ort, eine 
solche Einrichtung oder ein solches 
System in Anschlag bringt, auslöst  
oder zur Explosion bringt in der 
Absicht ,  
 
a) den Tod oder schwere Körper-
verletzungen zu verursachen, oder 
 
b) eine weitgehende Zerstörung des 
Ortes, der Einrichtung oder des 
Systems zu verursachen, sofern die-
se Zerstörung zu einem erheblichen 
wirtschaft lichen Schaden führt oder 
führen kann.“ 
 
Gemäß Art. 2 Abs. 2 und 3 des Ab-
kommens sollen Versuch und Teil-
nahme strafbar sein; explizit wer-
den auch die Organisation und die 
Anweisung der Taten erfasst. In Ar-
tikel 1 wird u.a. genauer definiert,  
was unter den Begriffen „staatl iche 
oder öffentliche Ein-richtung“, „öf-
fentlicher Ort“ und „öffentliches 
Verkehrssystem“ zu verstehen ist .  
Gemäß Art.  1 Abs. 3  
 
„[...]  bedeutet «Sprengsatz oder 
andere tödliche Vorrichtung»  
 
a) Waffen oder Vorrichtungen, bei  
denen Spreng- oder Brandmittel 
verwendet werden und die dazu be-
stimmt sind, den Tod, schwere Kör-
perverletzungen oder großen Sach-
schaden zu verursachen, [ .. .] .“ 
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Es ist nun im Wesentlichen eine 
Beweis- und Tatsachenfrage, auf 
welche Art und Weise in Rio de Ja-
neiro und São Paulo die Busse an-
gezündet bzw. auf welche Mittel  
zurückgegriffen wurde, um die Po-
lizeiwachen zu attackieren. Es 
scheint jedenfalls  nicht ausge-
schlossen, dass sich einige dieser 
Taten als Terrorismus im Sinne des 
Internationalen Übereinkommens 
zur Bekämpfung terroristischer 
Bombenanschläge einordnen lassen.  
Hingewiesen sei  frei lich darauf,  
dass sich die aus diesem Vertrag 
ergebene Pflicht  zur inner-
staatlichen Kriminalisierung grund-
sätzlich nur auf Sachverhalte mit  
einer internationale Komponente 
bezieht. Soweit ersichtlich, weisen 
die Gewaltwellen von Rio und São 
Paulo keinen internationalen Be-
zugspunkt auf.  Allerdings ändert  
dieser Umstand wohl nichts an der 
Legitimität,  von (nationalem) Ter-
rorismus zu sprechen. 
 
Allerdings ist nunmehr das Augen-
merk auf die Kritik an diesem Ab-
kommen zu lenken. Diese besteht in 
dem Vorwurf, dass das Abkommen 
keine klare Trennlinie zwischen 
Anschlägen mit terroristischen Hin-
tergrund und solchen anderer Natur 
zieht.  Diese Kritik ist zutreffend, 
was sich anhand eines aktuellen 
Beispielsfalls erklären lässt.    
 
Vor Kurzem sind die Zimmer der 
afrikanischen Studenten im Studen-
tenwohnheim der Universität Brasí-
lia in Brand gesetzt  worden. Da es 
sich um ausländische Staatsangehö-
rige handelt , liegt mithin sogar eine 
internationale Komponente vor.  

Angenommen, dass die Zimmer die-
ser Studenten mit Brandmitteln im 
Sinne des 1998er Übereinkommens 
angezün-det  wurden und ein „er-
heblicher wirtschaft l icher Schaden“ 
entstanden ist,  so müsste lediglich 
noch, um von terroristischen Taten 
sprechen zu können, aufgezeigt 
werden, dass das Studentenwohn-
heim einen „öffentlichen Ort“ dar-
stellt .  Dabei ist völl ig klar, dass es 
grober Unfug ist ,  hier an terroristi-
sche Taten zu denken. Und es wäre 
auch völlig unangemessen, diese 
Kriminalität auf gleiche Höhe mit  
den Anschlägen von Madrid, Mos-
kau oder London zu setzen.  
 
Hier wird also deutlich, wie 
schlecht sich z.T. das Völkerrecht 
an der Frage der poli tisch-
staatsfeindlichen Motivation als do-
lus specialis  der Terroristen vor-
beimogelt,  wenn es unternimmt, 
einzelne Taten als terrorist isch zu 
kriminalisieren.  
 
Insoweit hat der Chef des „Gabinte 
de Segurança“ (GSI), General Jorge 
Armando Félix, Recht, der im Zu-
sammenhang mit dem nach den An-
schlagswellen initiierten Entwurf 
eines Anti terrorismusgesetzes auf 
die Gefahr hingewiesen hat: „Se 
você enquadra essas organizações 
criminosas como terroristas, você 
dá um cunho político a elas [ .. .]".   
Auf der anderen Seite ist die Fests-
tellung von José Alberto Cunha 
Couto, dem „Secretário de Acom-
panhamento e Estudos Institucio-
nais do GSI“, der im gleichen Kon-
text sagte - “Tínhamos dois cami-
nhos: definir o que é terrorismo ou 
definir práticas nos quais isso se 
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enquadraria" – ein wenig irri tie-
rend. Sollte dies so zu verstehen 
sein, dass man doch beabsichtigt ,  
die Akte von Rio und São Paulo als 
terroristisch zu kriminalisieren, und 
zwar insbesondere,  um die Chefs 
der Drogenbanden als Terroristen 
behandeln zu können, wird dies die 
geschilderte Problematik nicht oder 
nur scheinbar lösen. Folglich bleibt 
eine eingehende Auseinandersetz-
ung mit der Frage,  durch welche 
Form von Gewalt bzw. Gewaltak-
teur der brasilianische Staat aktuell  
herausgefordert ist,  unverzichtbar.  
Sie zu unterlassen, kann negative 
Konsequenzen zeitigen. Denn die 
Bekämpfung der organisierten Kri-
minalität folgt  anderen Notwendig-
keiten und Anforderungen als die 
Bekämpfung des Terrorismus. 
Durch die Kriminalisierung der Ta-
ten von Rio und São Paulo als ter-
roristisch können mithin Weichen-
stellungen verbunden sein, die den 
brasilianischen Staat  bei  der Bewäl-
tigung dieses Problems nicht  vo-
ranbringen. Im Übrigen könnte eine 
solche Weichenstellung dazu bei-
tragen, dass sich die Drogenbanden 
immer mehr als politischer Akteur 
verstehen. Noch stellen sie keine 
Gruppen mit genuin politischen 
Zielsetzungen dar. Durch ihre Ter-
roraktionen wollten sie jedoch auch 
eine Botschaft  an die Politik kom-
munizieren. Ein Prozess der Politi-
sierung ihrer Gewalt kann mithin 
beobachtet  werden. Diesen Prozess 
genauestens zu analysieren, er-
scheint mir notwendig, gerade auch 
um die jüngsten Veränderungen auf 
den i llegalen Drogen- und Waffen-
märkten der Metropolen besser ver-

stehen zu können (Stichwort: Mili-
zen). 
 
 
2. Die völkerrechtliche Einord-

nung Brasiliens großer Dro-
genbanden 

 
Nun aber zur Frage 2: Können etwa 
das „Erste Hauptstadtkommando“ 
oder das „Rote Kommando“, ob-
gleich oder weil das Völkerrecht 
die Möglichkeit eröffnet , einzelne 
ihrer Taten als terrorist isch einzu-
ordnen, als terroristische Organisa-
tionen eingestuft werden? 
 
Festzustellen ist zunächst, dass das 
Völkerrecht keine Definition terro-
ristischer Vereinigungen be-
reithält.  Gleichzeitig legt es jedoch 
nahe, von diesen Gruppen solche 
der organisierten Kriminalität ab-
zugrenzen – und zwar auf ähnliche 
Art und Weise, wie es bereits de-
monstriert  wurde. Im Völkerrecht 
werden nämlich organisierte Krimi-
nalität und Terrorismus in zwei un-
terschied-lichen Rechtsregimen be-
handelt. Ihre Anwendungsbereiche 
ergänzen sich zwar und überlappen 
sich auch. Doch macht dieser Um-
stand deutlich, dass Terrorismus 
grund-sätzlich als besondere Form 
von Kriminalität aufgefasst und e-
ben nicht mit organisierter Krimi-
nalität gleichgesetzt wird. Die sog. 
Palermo-Konvention – die VN-Kon-
vention gegen transnationale orga-
nisierte Kriminalität  aus dem Jahre 
2000 – stellt  in Artikel 2 eine Defi-
nition von „organisierten kriminel-
len Gruppen“ bereit :   
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„Im Sinne dieses Abkommen be-
zeichnet der Ausdruck „organ-
isierte kriminelle Gruppe“ eine 
strukturierte Gruppe von drei oder 
mehr Personen, die eine gewisse 
Zeit lang besteht und gemeinsam 
mit dem Ziel vorgeht, eine oder 
mehrere schwere Straftaten in Ü-
bereinstimmung mit  in diesem Ü-
bereinkommen umschriebene Straf-
taten zu begehen, um sich unmittel-
bar oder mittelbar einen finanziel-
len oder sonstigen materiel len Vor-
teil zu verschaffen.“ 
 
Obgleich sich hinter dieser Definti-
on nur scheinbar ein internationaler 
Konsens über den Begriff der orga-
nisierten Kriminalität verbirgt, so 
wird dennoch abermals der Unter-
schied zu Terrorismus als poli tisch 
motivierter Gewalt  deutlich:  Das 
Hauptmotiv der organisierten Kri-
minalität ist  der Profit.   
 
Ohne näher auf die netzwerkartigen 
Organisationsstrukturen der brasil i-
anischen Drogenfraktionen einge-
hen zu wollen, so ist wohl erkenn-
bar, dass diese Definition passt . 
Folglich wird ein weiteres Mal of-
fenkundig, dass es nicht sachge-
recht wäre, das „Erste Hauptstadt-
kommando“ oder das „Rote Kom-
mando“ bloß deshalb als terroris-
tisch einzustufen, weil es eine Anti-
Terrorismus-Konvention gibt , unter 
die einzelne ihrer Taten subsumiert  
werden können.  
 
Fazit:  Brasilien wird durch den Ter-
ror der Organisierten Kriminalität 
herausgefordert, nicht aber durch 
Terrorismus oder terroristische 

Vereinigungen – jedenfalls noch 
nicht. 
 
 
III.  Schlussbemerkungen 
  
Im Ausland wird mit großer Sorge 
wahrgenommen, dass sich der 
Kampf des brasilianischen Staates 
gegen die Drogenbanden seiner 
Metropolen zunehmend kriegsähn-
lich gestaltet.  Es wird insbesondere 
ein Prozess der Mili tarisierung der 
Polizeigewalt beobachtet, deren Ef-
fekt im Wesentlichen eine Bestra-
fung der Armen ist.   Zwar kann im 
Kampf gegen die Drogenfraktionen 
sicherlich nicht auf Repressions-
maßnahmen verzichtet werden. A-
ber sie stellen keinen Ersatz für ei-
ne Polit ik dar, die mittels ein-
schneidender Reformen auf die Be-
seitigung der Ursachen und Gründe 
der Drogenkriminali tät abzielt.  In-
ternationale Organisationen wie die 
Vereinten Nationen haben Brasil ien 
diesbezüglich bereits eine Menge 
Vorschläge gemacht und öffentlich 
und in selten anzutreffender Klar-
heit  bedauert,  dass sie bislang nur 
unzureichend umgesetzt wurden. 
Sollte versucht werden, die Dro-
genbanden als terroristisch zu kri-
minalisieren, um noch drastischere 
Mittel  zu ihrer Bekämpfung zum 
Einsatz zu bringen, gleichzeitig a-
ber weiterhin echte Reformen un-
terlassen werden, würde der Pro-
zess der Militarisierung der urba-
nen Gewalt ohne Aussicht auf Bes-
serung fortgesetzt.  
 
Dies aber kann noch dramatischere 
Konsequenzen für den brasiliani-
schen Staat und seine Bürger zeit i-
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gen, als dies bereits der Fall ist.  
Denn noch wird der gewaltsame 
Konflikt auf Kleinwaffenbasis aus-
getragen. Mithin hat  er – trotz tau-
sender Toter – noch keine militäri-
sche Dimension erreicht,  die vom 
Kriegsvölkerrecht als interner be-
waffneter Konflikt  erfasst wird.  
Und vor allem kämpft der brasilia-
nische Staat bislang gegen Akteure, 
die noch keine „echte“ politische 
Motivation aufweisen. Allerdings 
könnten m.E. Brasiliens Drogen-
banden zu im Sinne des Kriegsvöl-
kerrechts relevanten Akteuren mu-
tieren - sei es zu einer urbanen 
Gueril la oder „warlord“-artigen Or-
ganisationen, die mittels eigener 
Armeen effektive Kontrolle über 
Ausschnitte des Staatsgebiets aus-
üben. Es ist ja bekannt, dass sich 
die Drogenfraktionen sog. „solda-
dos“ zur Verteidigung der Drogen-
umschlagsgebiete einsetzen und 
sich bereits in Kriegstaktiken von 
Ex-Angehörigen der Strei tkräfte 
haben ausbilden lassen. Und der 
Abschuss gepanzerter Polizeihub-
schrauber oder die Durchlöcherung 

der immer häufiger eingesetzten 
„caveirões“ (Panzerfahrzeuge, die 
mit Schießscharten,  einer Außen-
sprechanlage, einer um 360° 
schwenkbaren Geschützhalterung 
sowie mit einschusssicheren Reifen 
ausgestattet sind und Platz für bis 
zu zwölf schwerbewaffnete Polizis-
ten bieten) mittels schwerer Waffen 
ist kein undenkbaren Szenario 
mehr.  
 
Wenn sich dieses Szenario reali-
siert,  ist nicht ausgeschlossen, dass 
dieser gewaltsame Konflikt als Ri-
siko für die internationale bzw. re-
gionale Sicherheit wahrgenommen 
werden wird.  Dieser Punkt ist noch 
nicht erreicht und zum Glück 
scheint mittlerweile die von Präsi-
dent Lula gegenüber dem Terroris-
musbegriff bevorzugte Rhetorik 
sein, von „neuer Kriminalität“ zu 
sprechen. \\  
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Perícia Múltipla Ambiental – Premissas Relevantes 
(2a parte)*  

 
Bruno Campos Silva* *  

 
 
 
 
4. A responsabilidade      civil      por 

danos ambientais: aspectos re-
lativos à questão da soli-
dariedade (multiplicidade de 
agentes), à perícia múltipla 
ambiental e à mensuração do 
dano ambiental 

 
Hoje, já se encontra sedimentado 
pela doutrina e jurisprudência bra-
sileiras que a responsabilidade civil 
por danos ambientais é “objetiva”,1 
ou seja, não há que falar em dolo 
ou culpa (prescindibilidade do ele-
mento subjetivo), quando da análise 
dos requisitos essenciais à configu-
ração da responsabilidade, basta a 
comprovação do nexo de causalida-
de (liame entre a atividade lesiva 
pautada em conduta comissiva ou 
omissiva do agente poluidor e o re-
sultado danoso provocado),  que, a-
liás, alguns autores propugnam pelo 

                                                 
 *  A 1a parte foi publicada na revista anterior da 
DBJV (02/06). 
 * *  Bruno Campos Silva atua como advogado  am-
bientalista associado a Pinheiro Pedro Advogados, 
São Paulo / Brasil. Artigo inserto no livro “Direito 
Ambiental – Visto por Nós Advogados”. SILVA, 
Bruno Campos (Coordenador). Belo Horizonte-
MG: Del Rey, 2005; na Revista Fórum de Direito 
Urbano e Ambiental – FDUA, 22, BH: Editora Fó-
rum, 2005 e na Revista Jurídica do UNIARAXÁ, 
Centro Universitário do Planalto de Araxá – Institu-
to de Ciências Exatas e Humanas, ano 9, n. 9, Ara-
xá, Minas Gerais: Fundação Cultural de Araxá, 
2006. 
1 Ver art. 14, § 1º, da Lei n. 6.938/81. 

afrou-xamento da carga probatória 
incidente sobre o nexo causal (v.g. ,  
inversão do ônus da prova),2 e a 
comprovação do resultado danoso. 
 
A comprovação do resultado danoso 
ao meio ambiente estará estampada 
no instrumento do meio de prova; 
no “laudo pericial produzido pelo 
expert  nomeado pelo Juízo”, é claro 
que após detida valoração e valori-
zação da prova. 
 
Em se tratando da possibilidade de 
nomeação pelo Juízo de vários peri-
tos, a questão é a seguinte: depen-
dendo da complexidade de determi-
nado dano ambiental, cada expert  
da área do conhecimento produzirá 
seus respectivos laudos e estes fa-
rão parte de um só instrumento 
(laudo maior e mais completo)? Ou, 
cada expert  apresentará seu laudo 
de forma apartada, mas sempre com 
íntima ligação e relevância com os 
demais?  
 
O termo “múltipla” utilizado no 
presente texto refere-se à carac-
terística multidisciplinar afeita ao 
Direito Ambiental Brasileiro, im-
plicando na realização de várias pe-
rícias congruentes,  e nesse caso,  

                                                 
2 Ver posicionamento do insigne Prof. José Rubens Mo-
rato Leite, em sua obra Dano ambiental: do individual ao 
coletivo extrapatrimonial. SP: RT, 2000, p. 189-193.  
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poderí-amos estar diante de vários 
danos ambientais provocados por 
variados agentes. 
 
Ou seja,  a efetiva dosagem de de-
terminado dano ambiental estará 
vinculada com o caráter multi-
disciplinar, em se tratando de maté-
ria relacionada à prova pericial, já 
que vários peritos, de variadas á-
reas do conhecimento emprestarão 
seus préstimos em prol da higidez e 
preservação do meio ambiente às 
presentes e futuras gerações. 
 
O empresário, assim como a comu-
nidade científica (principal-mente 
os operadores do Direito),  precisa e 
deve mobilizar-se para a resolução 
de questões de grande importância 
à coletividade, tais  as que envol-
vem atributos relaciona-dos ao 
meio ambiente. 
 
Eis o posicionamento de Manuel 
Atienza:  “Ninguém duvida que a 
prática do Direito consista,  funda-
mentalmente, em argumentar, e to-
dos costumamos convir e que a qua-
lidade que melhor define o que se 
entende por um “bom jurista” tal-
vez seja a sua capacidade de cons-
truir argumentos e manejá-los com 
habilidade”.3 
 
O certo é, para que o empresário 
possa manejar as diversas vertentes 
ambientais, faz-se necessária ver-
dadeira compreensão, por meio de 
efetiva interpretação constitu-

                                                 
3 As razões do direito – teorias da argumentação 
jurídica – Perelman, Toulmin, MacCormick, Alexy 
e outros. Trad. Maria Cristina Guimarães Cuperti-
no, SP: Landy Editora, 2002, p. 17. 

cional, dos princípios fundamentais 
enumerados no art . 1º da CF/88, no-
tadamente em relação à “dignidade 
da pessoa humana”, o qual reflete o 
Estado Democrático de Direito. 
 
Na realidade, o empresário “polui-
dor pagador socialmente responsá-
vel” deverá lançar mão de medidas 
alternativas que possibilitem a in-
ternalização das externalidades ne-
gativas do merca-do, com isso, es-
tar-se-á minimizan-do os efeitos 
desequilibradores que,  porventura, 
incidam sobre os diversos recursos 
ambientais que compõem nosso a-
cervo planetário. 
 
Não podemos olvidar que a respon-
sabilidade civil por danos ambien-
tais, além de ser objetiva é, tam-
bém, “solidária”,4 gerando-se, des-
tarte, a multiplicidade de agentes. 
 
Nesse passo, cada agente poluidor 
deverá responder pelo trauma oca-
sionado ao meio ambiente, seja ele 
direto ou indireto,  sob o instituto 
da solidariedade. Entre-tanto, se-
gundo defendemos, havendo possi-
bilidade de se mensurar as respecti-
vas porções dos danos ambientais,  
cada agente poluidor poderá ter,  via 
expert apto e devidamente nomeado 
pelo Juízo, dosado o limite de sua 
responsabilidade civil ambiental. 
 
Ocorre que, em se tratando de dano 
ambiental , na maioria dos casos, a 
                                                 
4 “Art. 942. Os bens do responsável pela ofensa ou viola-
ção do direito de outrem ficam sujeitos à reparação do 
dano causado; e, se a ofensa tiver mais de um autor, todos 
responderão solidariamente pela reparação. Parágrafo ú-
nico. São solidariamente responsáveis com os autores os 
co-autores e as pessoas designadas no art. 932.” (Novo 
Código Civil Brasileiro) 
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dosagem e limitação da responsa-
bilidade de cada agente direta ou 
indiretamente envolvido, tornam-se 
quase que impossíveis,  ocasionan-
do, com isso,  a responsabilidade so-
lidária de forma ampla e irrestrita 
(rectius:  integral). 
 
Eis o posicionamento do mestre Jo-
sé Afonso da Silva: “Nem sempre é 
fácil  determinar ou identificar o 
responsável. Sendo apenas um foco 
emissor  a identificação é simples.  
Se houver multiplicidade de focos 
já é mais difícil ,  mas é precisamen-
te por isso que se justifica a regra 
da atenuação do relevo do nexo 
causal ,  bastando que a atividade do 
agente seja potencialmente degra-
dante para sua implicação nas ma-
lhas da responsabilidade”.5 
 
Em relação à apuração do dano am-
biental , importante mencionar lição 
do Prof. Paulo de Bessa Antunes:  
“Por muito que se tenha falado so-
bre o assunto, a realidade é que, até 
hoje, não existe um critério para a 
fixação do que, efetivamente, cons-
titui o dano ambiental e como este 
deve ser reparado. A primeira hipó-
tese a ser considerada é a da repris-
tinação  do ambiente agredido ao 
seu status quo ante .  Todos nós sa-
bemos que não simples a reconstru-
ção de um local degradado. Muitas 
vezes, a degradação de um determi-
nado local  implicou a extinção de 
uma espécie vegetal , por exemplo. 
Evidentemente que,  no caso,  não 
será possível a plantação de novas 
plantas semelhantes àquelas que fo-

                                                 
5 Direito ambiental constitucional. 4ª ed. SP: Ma-
lheiros, 2002, p. 315. 

ram destruídas. Como proceder? A 
morte de um animal ou de uma 
planta, como pode ser compensada? 
(.. .)  Diante das diversas realidades 
ambientais e da própria diversidade 
das situações concretas que são le-
vadas a juízo ou aos próprios ór-
gãos fiscalizadores para exame, é 
necessário que se estabeleça um 
cri tério aberto para a apuração dos 
danos ambientais.  Desta forma, pe-
lo menos em tese, é possível  que 
sejam estabelecidos mecanismos, 
caso a caso, capazes de estabelecer 
uma reparação adequada”.6 
 
Eis o entendimento do químico-
sanitarista Artur Renato Albeche 
Cardoso: “Assim, as perícias ambi-
entais adquirem um papel funda-
mental na intermediação e funda-
mentação dos interesses difusos,  
coletivos e individuais,  representa-
dos pelo setor público, estabelecen-
do-se, com o saber do expert ,  um 
nexo entre as causas e os efeitos da 
poluição ambiental, e o impacto e-
conômico gerado sobre as coletivi-
dades e consequente-mente sobre o 
próprio estado, cujos recursos dis-
poníveis para a implementação de 
políticas públi-cas de meio ambien-
te, já eram exíguos antes de um no-
vo fato degradador.  Cria-se assim, 
um incremento na defasagem entre 
os recursos disponíveis e os neces-
sários, que se refletem no aumento 
das necessidades sociais. 
Ratifica-se, então, a importância da 
concreta monetarização dos danos 
praticados contra o meio ambiente,  
pois isto, possibili tará a busca de 

                                                 
6 Direito ambiental. 7ª ed. RJ: Lumen Juris, 2004, p. 247-
248. 
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indenizações por parte das vítimas 
de tais atos e, por fim, da socieda-
de”.7 
 
 
5. Caso fortuito, força maior e fa-

to de terceiro: excludentes da 
responsabilidade civil am-
biental? 

 
Quando se discute a possibilidade 
de incidência de algum tipo de ex-
cludente da responsabilidade civil  
ambiental , a maioria dos autores 
entende não ser possível sua aplica-
ção. 
 
Eis as colocações do Prof. José Ru-
bens Morato Leite: “É oportuno es-
clarecer que a força maior diz res-
peito ao fato de a natureza, superior 
às forças humanas, pelo estipulado 
no art . 1.058 do Código Civil, ex-
cluir a responsabilidade do agente.  
Por seu turno, o caso fortuito diz 
respeito a uma obra do acaso, co-
mo, por exemplo, a quebra de uma 
peça, ocasionando lesão. (. . . ) En-
tende-se, quando se adota a teoria 
do risco, como é o caso da respon-
sabilidade por dano ambiental no 
direito brasileiro, trazem alterações 
as regras de exclusão previstas no 
Código Civil. Lembre-se de que,  
nas regras do risco,  o causador do 
dano é responsável em virtude de 
sua atividade potencialmente polui-
dora,  sujeitando-se ao seu ônus, in-

                                                 
7 A degradação ambiental e seus valores econômicos as-
sociados. Porto Alegre: Fabris, 2003, p. 16; ver, também, 
POLIDO, Walter. Seguros para riscos ambientais. SP: 
RT, 2005, p. 178. 

dependente do exame da subjetivi-
dade do agente”.8   
 
O acatado jurista afirma em sua o-
bra que o agente poluidor deve ser 
responsabilizado integralmente dos 
riscos oriundos de sua atividade.9 
 
E arremata da seguinte forma: “As-
sim, evidenciado o liame entre a 
causa e efeito do dano ambiental , o 
agente responde por sua obrigação. 
A prova do nexo de causalidade em 
face do dano ambiental deverá ser 
atenuada ou invert ida, conforme já 
analisado. A responsabilidade do 
agente só é exonerada em se tratan-
do da teoria do risco, quando: a) o 
risco não foi criado; b) o dano não 
existiu;  c) o dano não guarda rela-
ção de causalidade com aquele que 
criou o risco”.10 
 
Em sede de excludentes da respon-
sabilidade civil ambiental, pode-se 
depreender que a teoria adotada pe-
la maioria dos jusambientalistas e 
pela juris-prudência brasileira é a 
do “risco integral”,  onde não se 
admite a incidência das excludentes 
(v.g. ,  caso fortuito, força maior,  fa-
to de terceiro). 
 
Existem autores que adotam a teo-
ria do “risco criado”, onde é admi-
tida a incidência de excludentes da 
responsabilidade civil ambiental . 
Dentre eles, o i lustre Prof. Toshio 
Mukai.11 

                                                 
8 Dano ambiental: do individual ao coletivo extrapatri-
monial. SP: RT, 2000, p. 208. 
9 Idem, ibidem, p. 208. 
10 Idem, ibidem, p. 209. 
11 “A responsabilidade civil e penal no campo do 
direito ambiental”. In: SILVA, Bruno Campos 
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Pondera da seguinte maneira: “As-
sim, não há que falar em responsa-
bilidade de um eventual poluidor ,  
se houve ação de terceiros na causa 
do dano ambiental, vítima ou não, 
e, evidentemente,  nesse rol , ainda 
está o caso fortuito (evento causado 
pela ação humana de terceiros) e a 
força maior (evento causado pela 
natureza)”.12   
 
O presente trabalho não tem por es-
copo primordial  a diferenciação en-
tre as teorias correlatas à responsa-
bilidade civil ambiental. 
 
Para configurar um evento causado 
pela natureza, imprescindível  tal 
evento encontrar-se dentro de uma 
“esfera de imprevisibilidade”, vez 
que sendo previsto o evento,  o 
mesmo ao provocar trauma ao meio 
ambiente implicará no dever repara-
tório. 
 
Muito comum no Brasil ,  claro que 
por falta de planejamento adequado 
(e.g. ,  construções em áreas de risco 
– não-aplicação do princípio da 
prevenção – uti lização de medidas 
paliativas), a presença de enchentes 
em determinados Municípios em de-
terminadas épocas do ano. 
 
Se há previsão do evento, não há 
que falar em força maior, portanto 
afastada está a excludente da res-
ponsabilidade civil ambiental. 
 

                                                                       
(Org.). Direito ambiental: enfoques variados. SP: 
Lemos & Cruz, 2004, p. 279. 
12 Idem, ibidem, p. 279.  

Eis o posicionamento do insigne 
Prof. Paulo Affonso Leme Macha-
do: “Terremotos,  raios e inundações 
constituem exemplos de fatos ne-
cessários que poderão gerar efeitos 
que, em tese,  poderiam afastar a 
responsabilidade do devedor. Mas é 
preciso que sejam examinados os 
casos concretos para comprovar se 
os efeitos desses fatos podiam ser 
evitados e impedidos”.13 (Grifamos) 
 
O precitado jurista aduz com pecu-
liar entendimento: “O possível res-
ponsável pelos danos ambientais 
diante dos fatos da Natureza e de 
fatos de terceiro deve considerar,  
pelo menos, um duplo posiciona-
mento psicológico: prever a ocor-
rência desses fatos e prever seus 
prováveis efeitos.  Como assinala, 
com acuidade, o jurista português 
Fernando S. L. Pessoa Jorge, ‘nem 
tudo o que é previsível é evitável, e 
um acontecimento inevitável, mas 
previsível, não assume o caráter de 
caso fortuito ou de força maior”.14 
 
Na realidade, dependendo dos es-
tragos provocados pelo trauma cau-
sado ao meio ambiente e necessida-
de de efetiva reparação, poderão os 
mesmos ser mensurados por meio 
de uma equipe técnica multidisci-
plinar encarregada pelo estudo e/ou 
perícia e, via de conseqüência, pela 
elaboração do parecer e/ou laudo, 
instrumentos esses refletidores dos 
estudos e/ou do “meio de prova” 
(perícia).  
 

                                                 
13 Direito ambiental brasileiro. 11ª ed. SP: Malhei-
ros, 2003, p. 344. 
14 Idem, ibidem, p. 345.  
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6. Conclusões articuladas 
 
6.1.  No arcabouço legislat ivo pro-
cessual civil brasileiro, podemos 
destacar preceitos normativos dire-
cionados às questões relativas ao 
meio de produção de prova pericial. 
 
6.2. Dentro de uma visão sistemáti-
ca, pode-se compreender a aplica-
ção subsidiária dos preceitos rela-
cionados à prova pericial  ao campo 
do Direito Processual Civil Ambi-
ental (ação civil  pública ambiental , 
ação popular ambiental,  v.g.). 
 
6.3.  Antes mesmo de se empreender 
a incidência subsidiária dos precei-
tos relacionados à prova pericial  
albergados no Código de Processo 
Civil Brasileiro ao Direito Proces-
sual  Civil Ambiental, faz-se neces-
sária apurada e relevante análise 
aos preceitos insertos no texto 
constitucional, relacionados ao con-
traditório e ao amplo e efetivo di-
rei to de se defender em Juízo, vez 
que a própria CF/88 oferece meios 
para tal desiderato. 
6.4. De fato, os preceitos insertos 
no Código de Processo Civil Brasi-
leiro (sem se esquecer do caráter 
individualista herdado do liberalis-
mo impregnado em tal  legislação 
processual) atinentes ao “meio” 
(prova pericial) não atendem, em 
sua plenitude, às exigências postas 
ao Direito Ambiental Brasileiro,  
tendo em vista sua natureza difusa. 
 
6.5. Além da aplicação subsidiária 
do CPC à legislação processual ci-
vil ambiental vigente, faz-se neces-
sária ampla interpretação e aplica-

ção dos regramentos constitucionais 
da ampla defesa e do contraditório,  
ambos corolários do “devido pro-
cesso constitucional” (ex vi  do art .  
5º, LV, da CF/88),  vez que, em 
consonância ao Estado Democrático 
de Direito, os preceitos dimanados 
do texto constitucional deverão ser 
analisados e, efetivamente aplica-
dos em toda sua extensão e profun-
didade. 
 
6.6. Em relação ao “instrumento” 
resultante deste “meio de prova”,  
ou seja, o “laudo pericial”, tem-se 
que o mesmo passa a ser qualifica-
do como sendo o retrato fiel  da aná-
lise técnica e científica do expert  
que o elabora, dirigindo-o ao Juízo 
para sua apreciação (valorização e 
valoração) adequada. 
 
6.7. O juiz ao util izar determinada 
regra de experiência, com certeza,  
estará part indo de um enunciado 
singular e não de um enunciado u-
niversal . E, é esse subjetivismo que 
afronta qualquer proposta científica 
e o texto constitucional, s.m.j. 
 
6.8. O preceito albergado no art . 
335, do CPC, deverá ser direciona-
do ao processo civil  de caráter in-
dividualista, tal qual colocado no 
Código de Processo Civil de 1973 
(se é que possa assim ser aplicado, 
consoante entendi-mento acima), e 
não ao processo civil ambiental,  eis 
que nesse campo do conhecimento a 
resolução das inúmeras proble-
máticas ambientais deverá trans-
cender ao individualismo impreg-
nado no mencionado codex .  
 



DBJV - Mit te i lungen Nr .  1 /  2007 
 

 
 
 

 
 
 

Sei te  27 

6.9. Entendemos que, somente em 
situações emergenciais,  onde o da-
no possa se tornar irreparável , dian-
te da incerteza e da volatilidade da 
prova ambiental em determinadas 
circunstâncias, é que o juiz poderá 
lançar mão de certas regras (recti-
us:  indícios) - logicamente,  em 
consonância aos preceitos constitu-
cionais -. 
 
6.10. A produção de prova pericial 
voltada à área ambiental afigura-se 
de suma importância ao diagnóstico 
do trauma causado ao meio ambien-
te,  entretanto, para uma eficaz aná-
lise, imprescindível  a conjugação 
de várias áreas do conhecimento,  
por meio de conhecimentos técnicos 
e científicos que elucidarão de for-
ma correta a problemática ambien-
tal instalada.  
 
6.11. Consabido que o dano ambi-
ental é dotado de certa complexida-
de que, às vezes, exige compreen-
são de outras áreas inter-
relacionadas com o Direito Ambi-
ental Brasileiro (v.g. ,  engen-haria 
química, agronomia,  geologia, geo-
grafia, recursos hídricos, engenha-
ria florestal , dentre outras não me-
nos importantes à resolução da pro-
blemática ambiental). 
 
6.12. A realização da prova pericial  
ambiental , às vezes, não satisfaz 
seu real desiderato, implicando num 
completo desprezo aos princípios 
insertos no texto constitucional,  
sendo muito importante ao enten-
dimento e mensuração de determi-
nado dano ambiental, não podendo 
olvidar de seu caráter científico e 
técnico. 

 
6.13. Caso existam dúvidas acerca 
da nocividade de determinada subs-
tância (e.g. ,  amianto/crisoti la) à sa-
úde do ser vivo, deverá ser aplicado 
o “princípio da precau-ção”, já que,  
ocorrendo a “incerteza científica”,  
o risco encontra-se presente. 
 
6.14. Não podemos deixar que ma-
culem o texto constitucional, rele-
gando-o a um segundo plano ou que 
se faça “letra morta” em relação à 
aplicação de seus preceitos e prin-
cípios conforma-dores de um Esta-
do Democrático de Direito Ambien-
tal. 
 
6.15. Em sede de competência con-
corrente e suplementar, os Estados 
poderão legislar “em prol de uma 
efetiva proteção ao ambiente”, por 
meio de normas especiais, mais res-
tritivas do que as normas gerais da 
União.  
6.16. A efetiva dosagem de deter-
minado dano ambiental  estará vin-
culada com o caráter multi-
disciplinar, em se tratando de maté-
ria relacionada à prova pericial, já 
que vários peritos, de variadas á-
reas do conhecimento emprestarão 
seus préstimos em prol da higidez e 
preservação do meio ambiente às 
presentes e futuras gerações. 
 
6.17. O empresário,  assim como a 
comunidade científica (principal-
mente os operadores do Direito),  
precisa e deve mobilizar-se para a 
resolução de questões de grande 
importância à coletividade, tais as 
que envolvem atributos relaciona-
dos ao meio ambiente. 
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6.18. Para que o empresário possa 
manejar as diversas vertentes ambi-
entais, faz-se necessária verdadeira 
compreensão, por meio de efetiva 
interpretação consti tu-cional, dos 
princípios fundamentais enumera-
dos no art. 1º da CF/88, notadamen-
te em relação à “dignidade da pes-
soa humana”, o qual  reflete o Esta-
do Democrático de Direito. 
 
6.19. Em relação à responsabilidade 
civil ambiental, cada agente polui-
dor deverá responder pelo trauma 
ocasionado ao meio ambiente, seja 
ele direto ou indireto, sob o institu-
to da solidariedade. Entretanto, se-
gundo defendemos, havendo possi-
bilidade de se mensurar as respecti-
vas porções dos danos ambientais,  
cada agente poluidor poderá ter,  via 
expert apto e devidamente nomeado 
pelo Juízo, dosado o limite de sua 
responsabilidade civil ambiental. 
 
6.20. Acontece que o dano ambien-
tal, na maioria dos casos, a dosa-
gem e limitação da responsa-
bilidade de cada agente direta ou 
indiretamente envolvido, tornam-se 
quase que impossíveis,  ocasionan-
do, com isso,  a responsabilidade so-
lidária de forma ampla e irrestrita 
(rectius:  integral). 
 
6.21. Em sede de excludentes da 
responsabilidade civil ambiental , 
pode-se depreender que a teoria a-
dotada pela maioria dos jusambien-
talistas e pela juris-prudência brasi-
leira é a do “risco integral”,  onde 
não se admite a incidência das ex-
cludentes (v.g. ,  caso fortuito, força 
maior,  fato de terceiro). 
 

6.22. Para configurar um evento 
causado pela natureza, imprescin-
dível tal evento encontrar-se dentro 
de uma “esfera de imprevisi-
bilidade”, vez que sendo previsto o 
evento, o mesmo ao provocar trau-
ma ao meio ambiente implicará no 
dever reparatório. 
 
6.23. Muito comum no Brasil,  claro 
que por falta de planejamento ade-
quado (e.g. ,  construções em áreas 
de risco – não-aplicação do princí-
pio da prevenção – utilização de 
medidas paliativas),  a presença de 
enchentes em determinados Muni-
cípios em determinadas épocas do 
ano. 
 
6.24. Se há previsão do evento, não 
há que falar em força maior, por-
tanto afastada está a excludente da 
responsabilidade civil ambiental. 
 
6.25. Dependendo dos estragos pro-
vocados pelo trauma causado ao 
meio ambiente e necessidade de e-
fetiva reparação, poderão os mes-
mos ser mensurados por meio de 
uma equipe técnica multi-
disciplinar encarregada pelo estudo 
e/ou perícia e, via de conseqüência,  
pela elaboração do parecer e/ou 
laudo, instrumentos esses refletido-
res dos estudos e do “meio de pro-
va” (perícia).  
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Organgesetz zur Lebensmittel- und Nährstoffsicherheit 

 
Übersetzung: Prof.  Prof. h.c. Dr. Wolf Paul, Frankfurt  

 
 

 
 
 
Presidência da República Federa-

tiva do Brasil 
Lei Orgânica de Segurança Ali-
mentar e Nutricional (LOSAN) 

Lei N˚ 11.346, de 15 de Setembro 
de 2006 

 
Organgesetz zur Lebensmit-
tel- und Nährstoffsicherheit 

 
 

Kapitel I 
 

Allgemeine Bestimmungen 
 
 
Art.  1  Dieses Gesetz statuiert  Beg-
riffsbestimmungen, Grundsätze,  
Richtl inien, Ziele  und  Organisati-
on des Nationalen Systems der Le-
bensmittel- und Nährstoffsicherheit 
SISAN  (Sistema Nacional de Segu-
rança Alimentar e Nutricional), 
mittels dessen die staatliche Gewalt  
unter Mitwirkung der Zivilgesell-
schaft Politiken, Pläne,  Programme 
und Tätigkeiten formuliert und imp-
lementiert, die darauf gerichtet  
sind, das Menschenrecht auf ange-
messene Nahrung zu gewährleisten. 
 
 

Art. 2  Angemessene Nahrung ist  
Fundamentalrecht des Menschen, 
das der Würde der menschlichen 
Person innewohnt und grundlegende 
Voraussetzung für die Verwirkli-
chung aller verfassungsmäßig aner-
kannten Rechte ist.  Es verpflichtet  
die staatliche Gewalt, die nötigen 
Politiken und Vorkehrungen zur 
Förderung und Gewährleistung der 
Lebensmittel- und Nährstoffsicher-
heit  der Bevölkerung zu ergreifen. 
 
§ 1˚  Die Vornahme dieser Politiken 
und Maßnahmen hat den ökologi-
schen, kulturellen, wirtschaftlichen, 
regionalen und sozialen Belangen 
Rechnung zu tragen. 
  
§ 2˚  Es ist  Verpflichtung der 
staatlichen Gewalt, das Menschen-
recht auf angemessene Nahrung 
durch Akte der Anerkennung, des 
Schutzes, der Förderung, der In-
formation, der Kontrolle, der Eva-
luierung sowie durch Klagewegsga-
rantien zu verwirklichen.  
 
 
Art. 3 Die  Lebensmittel- und 
Nährwertsicherheit besteht in der 
Verwirklichung des Rechtes Aller 
auf geregelten und dauerhaften Zu-
gang zu nahrhaften Lebensmitteln 
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in ausreichender Menge, unbescha-
det der Befriedigung anderer 
Grundbedürfnisse und Nahrungsge-
wohnheiten im Einklang mit der 
kulturellen Vielfalt und den Erfor-
dernissen ökologischer, kultureller, 
wirtschaftlicher und sozialer Nach-
haltigkeit. 
  
 
Art. 4 Die Lebensmittel- und Nähr-
stoffsicherheit umfasst: 
 
I  - erweiterte Zugangsbedingungen 
zu produzierten Lebensmitteln, ins-
besondere aus der  traditionellen 
und familiären Landwirtschaft , aus 
der Verarbeitung, aus Industrie und 
Handel, sowie, unter Einbeziehung 
internationaler Abkommen, aus Be-
reichen der Bereitstellung und Ver-
teilung von Lebensmitteln ein-
schließlich von Wasser sowie der 
Arbeitsbeschaffung und Einkom-
mensumverteilung; 
 
II  - Bewahrung der biologischen 
Vielfalt und nachhaltige Nutzung 
der Ressourcen; 
 
III  - Förderung von Gesundheit,  
Nahrung und Ernährung der gesam-
ten Bevölkerung einschließlich der 
ethnischen Volksgruppen sowie der 
Bevölkerungen in sozial schwacher 
Lage;    
 
IV  - Gewährleistung der biologi-
schen, hygienischen, nährstoffspe-
zifischen und technologischen Qua-
lität der Lebensmittel sowie Förde-
rung gesunder Essensgewohnheiten 
und Lebensstile, die der ethnischen, 
rassischen und kulturellen Vielfalt 
der Bevölkerung Rechnung tragen; 

 
V  - Wissensvermehrung und Zu-
gang zur Information; und 
    
VI  - Implementierung staatlicher 
Politiken sowie nachhaltiger und 
arbeitsteiliger Strategien der Her-
stellung, Vermarktung und des 
Konsums von Lebensmitteln unter 
Wahrung der vielfäl tigen kulturel-
len Eigenheiten des Landes. 
 
 
Art. 5 Die Umsetzung des Men-
schenrechts auf angemessene Nah-
rung und der Lebensmittel- und 
Nährstoffsicherheit setzt staatliche 
Souveränität  voraus und damit die  
Entscheidungshoheit  der Länder 
über Produktion und Konsum von 
Lebensmitteln. 
 
 
Art. 6 Der brasilianische Staat ver-
pflichtet sich zur Förderung der 
technischen Zusammenarbeit mit  
anderen Ländern und trägt damit  
zur Verwirklichung des Menschen-
rechts auf angemessene Nahrung 
auf internationaler Ebene bei. 
 
 
 

Kapitel II 
 

Das Nationale System der Le-
bensmittel- und Nährstoffsicher-

heit 
 
 
Art. 7  Die Gewährleistung des 
Menschenrechts auf angemessene 
Nahrung und der Lebensmittel- und 
Nährstoffsicherheit  erfolgt durch 
das Nationale System der Lebens-



DBJV - Mit te i lungen Nr .  1 /  2007 
 

 
 
 

 
 
 

Sei te  34 

mittel- und Nährstoffsicherheit 
SISAN (Sistema Nacional de  Segu-
rança Alimentar e Nutricional), das 
aus einem Verbund von Organen 
und Einrichtungen des Bundes, der 
Bundesstaaten, des Bundesdistrikts 
und der Gemeinden besteht, sowie 
aus privaten Institutionen mit und 
ohne lukrative Zielsetzung, die 
sachverständig sind, ein Interesse 
an der Teilnahme am SISAN be-
kunden und sich dem geltenden 
Recht unterwerfen. 
  
§ 1   Die Teilnahme am SISAN er-
fordert die Beachtung der Grund-
sätze und Richtlinien des SISAN 
und regelt sich nach den Bestim-
mungen des Nationalen Rates für 
Lebensmittel- und Nährstoffsicher-
heit CONSEA (Conselho Nacional 
de Segurança Alimentar e Nutrio-
nal) sowie der von der Exekutivge-
walt des Bundes einzurichtenden 
Interministeriellen Kammer für Le-
bensmittel- und Nährstoffsicher-
heit .   
 
§ 2   Die in § 1 genannten, für die 
Teilnahmebestimmungen verant-
wortlichen Organe können für die  
öffentlichen und privaten Sektoren 
jeweils  unterschiedliche und spezi-
fische Anforderungen fest legen. 
 
§ 3    Die staatlichen wie privaten 
Organe und Organisationen des 
SISAN sind unabhängig, die Auto-
nomie ihrer Entscheidungen ist ge-
währleistet . 
 
§ 4   Die öffentliche Verpfl ichtung 
entbindet die Vertretungen der Zi-
vilgesellschaft im SISAN nicht von 
der Eigenverantwortl ichkeit . 

Art. 8  Das SISAN ist  folgenden 
Grundsätzen verpflichtet: 
 
I - allgemeiner und gleicher Zugang 
zu angemessener Nahrung ohne jede 
Diskriminierung; 
 
II  - Wahrung der Autonomie und 
Achtung vor der Würde der Perso-
nen;  
III  - Mitwirkung der Gesellschaft  
an Formulierung, Vollzug, Beglei-
tung, Monitoring und Kontrolle der 
Politiken und Pläne zur Lebensmit-
tel- und Ernährungssicherheit in al-
len Bereichen des Regierungshan-
delns; und 
 
IV  - Transparenz der Programme 
und Tätigkeiten sowie der öffentli-
chen wie privaten Finanzmittel ein-
schließlich ihrer Vergabekriterien. 
 
 
Art. 9  Das SISAN gründet auf fol-
genden Richtlinien: 
 
I - Förderung der Intersektorialität  
der Politiken, Programme und Tä-
tigkeiten der Regierung und der 
Nichtregierungsorganisationen; 
 
II - Dezentralisierung und Koordi-
nierung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Regierungsstel len; 
 
III  - Monitoring der Lebensmittel-  
und Nährstoffsituation mit  dem 
Ziel , den Vollzug  
der Politiken in den verschiedenen 
Regierungsbereichen zu unterstüt-
zen;  
 
IV - Vermittlung der direkten und 
indirekten Maßnahmen zur Gewähr-
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leistung des Zugangs zu angemes-
sener Nahrung mit den Bemühungen 
um die Erweiterung des  
Selbstversorgungspotenzials der 
Bevölkerung;  
 
V  - Abstimmung zwischen Haushalt  
und Verwaltung; 
 
VI  - Anreize für Forschung und 
Bildung. 
 
 
Art. 10   Das SISAN hat zum Ziel ,  
Politiken und Pläne der Lebensmit-
tel- und Nährstoffsicherheit zu 
formulieren und zu implementieren,  
die Integration der Bemühungen  
von Regierung und Zivilgesell-
schaft zu befördern sowie für Auf-
sicht, Monitoring und Evaluierung 
der Lebensmittel- und Nährstoffsi-
cherheit des Landes Sorge zu tra-
gen. 
 
 
Art. 11   Zum SISAM gehören: 
 
I - die Nationale Konferenz für Le-
bensmittel- und Nährstoffsicherheit 
als diejenige   
Instanz,  die  gegenüber dem Natio-
nalen Rat für Lebensmittel- und 
Nährstoffsicherheit CONSEA  ver-
antwortlich ist für die Indizierung 
von Richtlinien und Prioritäten der 
Nationalen Politik und des Nationa-
len Plans für Lebensmittelsicherheit  
sowie für die Evaluierung des 
SISAN ;   
   
II - der Nationale Rat für Lebens-
mittel- und Nährstoffsicherheit 
CONSEA als das unmittelbare Be-

ratungsorgan des Präsidenten der 
Republik, mit  folgenden Aufgaben: 

a)  die Nationale Konferenz für 
Lebensmittel- und Nährstoffsi-
cherheit für die Dauer von 
nicht mehr als vier Jahren ein-
zuberufen sowie die Parameter 
ihrer Zusammensetzung, Orga-
nisation und Aufgabenstellung 
mittels eigener Geschäftsord-
nung festzulegen; 

b)  in Erwägung der Beschlüsse 
der Nationalen Konferenz für 
Lebensmittel- und Nährstoffsi-
cherheit der Exekutivgewalt  
des Bundes Vorschläge für 
Richtl inien und Prioritäten der 
Nationalen Politik und des Na-
tionalen Planes für Lebensmit-
tel- und Nährstoffsicherheit  
einschließlich für die fiskali-
sche Absicherung ihres Voll-
zugs zu unterbreiten;  

c)  in Zusammenarbeit  mit allen 
übrigen Organisationen des 
Systems Implementierung und 
Konvergenz aller Maßnahmen 
der Nationalen Polit ik und des 
Nationalen Planes für Lebens-
mittel- und Nährstoffsicherheit  
zu verhandeln, zu verfolgen 
und zu überwachen; 

d)  in Zusammenarbeit mit der In-
terministeriellen Kammer für 
Lebensmittel- und Nährstoffsi-
cherheit die Regeln und Ver-
fahren des Beitritts zum 
SISAN festzulegen; 

e)  dauerhafte Kommunikations-
möglichkeiten zwischen den 
für Lebensmittel- Ernährungs-
sicherheit zuständigen Organen 
und Einrichtungen der Bundes-
staaten, des Bundesdistrikts 
und der Gemeinden zu schaf-



DBJV - Mit te i lungen Nr .  1 /  2007 
 

 
 
 

 
 
 

Sei te  36 

fen, mit dem Ziel , Dialog und 
Handlungskonvergenz im 
SISAN sicherzustellen; 

f)  die Beteiligung von Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft an 
der Diskussion und Implemen-
tierung der staatlichen Politik 
für Lebens- und Nährstoffsi-
cherheit anzuregen und zu un-
terstützen. 

 
III - die Interministerielle Kammer 
für Lebensmittel- und Nährstoffsi-
cherheit, bestehend aus Staatsmi-
nistern und Sondersekretären mit  
Verantwortung für den Geschäfts-
bereich der Lebensmittel- und 
Nährstoffsicherheit und folgenden 
Aufgaben: 

a)  auf der Grundlage der Richtli-
nien des CONSEA die Nationa-
le Politik und den Nationalen 
Plan für Lebensmittel-  und Er-
nährungssicherheit  auszuarbei-
ten, unter Benennung der 
Richtl inien, Ziele,  Mittelres-
sourcen und Instrumente der 
Begleitung, Überwachung und 
Evaluierung ihrer Implementie-
rung; 

b)  den Vollzug von Politik und 
Plan zu koordinieren; 

c)  über Politiken und Pläne der 
eingebundenen Bundesstaaten 
und des Bundesdistrikts zu 
verhandeln. 

 
IV - die Organe und Einrichtungen 
für Lebensmittel- und Nährstoffsi-
cherheit des Bundes, der Bundes-
staaten, des Bundesdistrikts und der 
Gemeinden; und 
 
V  -  die privaten Institutionen mit 
und ohne wirtschaftliche Zielset-

zung, die ihr Interesse am Beitrit t  
zum SISAM erklären und sich sei-
nen Regeln, Prinzipien und Richtli-
nien unterwerfen. 
 
§ 1   Der Nationalen Konferenz für 
Lebensmittel- und Ernährungssi-
cherheit gehen die entsprechenden 
Konferenzen der einzelnen Bundes-
staaten, des Bundesdistrikts und der 
Gemeinden voraus, die von den je-
weils zuständigen Organen und Ein-
richtungen der Bundesstaaten, des 
Bundesdistrikts und der Gemeinden 
einberufen und organisiert werden 
und auf denen die Delegierten für 
die Nationale Konferenz gewählt 
werden. 
 
§ 2   Der  Rat für Lebensmittel- und 
Nährstoffsicherheit  CONSEA ist  
wie folgt  zusammengesetzt: 
 
I  - 1/3 (ein Drittel) Regierungsver-
treter,  bestehend aus Staatsminis-
tern und Sondersekretären mit Ver-
antwortung für die Geschäftsberei-
che der Lebensmittel- und Nähr-
stoffsicherheit; 
 
II  - 2/3 (zwei Drittel) Vertreter der 
Zivilgesellschaft , die gemäß den 
Bestimmungen der Nationalen Kon-
ferenz für Lebensmittel- und Nähr-
stoffsicherheit auszuwählen sind; 
 
III  - Beobachter,  einschließlich 
Vertreter von Rätegremien des 
Bundes,  Vertreter internationaler 
Organisationen sowie des Mi-
nistério Público Federal . 
 
§ 3   Der CONSEA bestimmt einen 
Vertreter der Zivilgesellschaft aus 
dem Kreis seiner Mitglieder zum 
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Vorsitzenden, der gemäß der Ge-
schäftsordnung auf Vorschlag des 
Plenums 
vom Präsidenten der Republik er-
nannt wird. 
 
§ 4   Die Tätigkeit  von Räten, Be-
auftragten und Stellvertretern im 
CONSEA  gilt als Dienst  im öffent-
lichen Interesse und wird nicht ver-
gütet. 
 
 
 

Kapitel III 
 

Schluß- und Übergangsbestim-
mungen 

 
 
Art. 12 Die bereits vorgenommenen 
Ernennungen zu Mitgliedern des 
CONSEA und ihre  
Mandate bleiben aufrechterhalten. 
 
Einziger Paragraph .  Der CONSEA 
entscheidet während der Mandats-
periode seiner derzeitigen Mitglie-
der über die Durchführung der 
nächsten Nationalen Konferenz für 
Lebensmittel- und Nährstoffsicher-
heit ,  über die Auswahl der Dele-
gierten sowie über die Verfahren zu 
ihrer Ernennung, wie in § 2 dieses 
Gesetzes vorgesehen.    

 
 
Art. 13  Dieses Gesetz tritt  mit  dem 
Datum seiner Veröffentlichung in 
Kraft. 
 
Brasília, den 15. September 2006-
11-08 
 
LUIZ INÁCIO LULA DA SILVA 
Patrus Ananias 
(Minis t er  für  Sozia l entw ick lung  und  Kampf 

gegen d en Hung er )  

 

 
 
Anmerkung der Redaktion:  
 
Es handelt sich um das Grundla-
gengesetz des brasilianischen Le-
bensmittelrechts, das das Nationale 
System der Lebensmittel- und 
Nährstoffsicherheit  zur Gewährleis-
tung des Menschenrechts auf ange-
messene Nahrung in Brasilien insti-
tutionalisiert .  Das Gesetz wird in 
dem in Erscheinung begriffenen 
Tagungsband Regensburg über Le-
bensmittelrecht in Brasilien und 
Deutschland ausführlich gewürdigt  
und kommentiert. \\ 
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